
Lützerath ist gefallen, doch was
haben wir gewonnen?
Nachdem die Großdemo am 14.01 vorbei ist, Lützerath vollständig geräumt
ist  und  auch  die  Blockaden zu  Beginn  der  Woche  vorbei  sind,  sind  die
meisten (aber längst nicht alle!) Aktivist_Innen wieder zuhause. Wir haben
also Zeit uns aufzuwärmen und die vergangenen Tage (oder Wochen; für
manche sogar Jahre) Revue passieren zu lassen. Was haben die vielfältigen
Aktionen gebracht? War Lützerath eine Niederlage oder ein Sieg für uns?
Unsere Einschätzung findet ihr in diesem Artikel.

Lützerath hat uns stärker gemacht
Die  Aktionstage  haben  viele  Leute  auf  die  Beine  gebracht.  Obwohl  alle
Altersgruppen vertreten waren, kann angenommen werden, dass viele der
Aktivist_Innen Jugendliche waren, die sich im Rahmen von Fridays for Future
politisiert  haben.  Allen  Menschen bundesweit  wurde  in  NRW vor  Augen
geführt, dass der Staat für die Profitinteressen des Kapitals bereit ist, brutal
gegen die Umweltbewegung vorzugehen. Außerdem ist das Vorgehen von
RWE  und  der  Rückendeckung  durch  den  Staat  ein  politischer  Skandal
sondergleichen,  inklusive  tendenziöser  Studien  und  Bruch  des  Pariser
Klimaabkommens.  Das hat  die Menschen wütend gemacht und sicherlich
auch zusammengeschweißt und radikalisiert. Dies hat man nicht zuletzt auch
daran gesehen, dass die Parole „RWE enteignen!“ sehr präsent war.

Denn  Lützerath  hat  wieder  einmal  klargestellt,  dass  eine  nachhaltige
Umweltpolitik  nicht  das  Ziel  der  Landes-  oder  Bundesregierung  ist.  Die
Grünen,  welche  sowohl  im Bund als  auch  auf  Landesebene  mitregieren,
haben diese Politik direkt mitzuverantworten. Hoffen wir, dass nun auch die
letzten  Menschen  ihre  Hoffnung  auf  diese  Partei  aufgeben.  Dass  die
Regierungen ihre Politik ändern,  können sie anscheinend nur mit  Zwang
erreichen. Auch das wurde in Lützerath offensichtlich. Dafür müssen wir uns
natürlich auch militant gegen die Polizei durchsetzen. Das war sicherlich
eine  zentrale  Errungenschaft  von  Samstag,  dass  die  Bewegung  eine
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massenhaft Widerständigkeit erreichen konnte: Ketten bilden, Anweisungen
widersetzen, Bullenketten durchbrechen. Wären wir am Wochenende noch
mehr und noch militanter gewesen; Lützerath würde noch stehen und die
Bullen würden immer noch im Schlamm feststecken!

Lützerath geräumt, Kohle wird abgebaggert
Doch wir müssen wir feststellen, dass Lützerath geräumt ist und in sehr
naher Zukunft den gewaltigen Kohlebaggern weichen wird. Insofern muss die
Besetzung Lützeraths isoliert betrachet als gescheitert angesehen werden.
Wahrscheinlich  hätten  auch  doppelt  so  viele  militante  Menschen  die
Räumung  Lützeraths  wahrscheinlich  nur  weiter  verzögert,  nicht  aber
verhindern können. So sehr wir die Fähigkeiten, den Kampfgeist und den
Mut  der  Besetzer_Innen  des  Hambi,  des  Danni  oder  jetzt  Lützeraths
bewundern,  letztlich  ist  diese  Politik  in  jedem  dieser  Fälle  gescheitert.
Vielfach wurde auf diese Aussage hin argumentiert, dass durch die Aktionen
die Umweltfrage in das Bewusstsein vieler Menschen gerückt ist und noch
mehr (aktive) Unterstützer_Innen gefunden hat. Das stimmt zwar sicherlich
und ist auch ein Verdienst dieser Aktionen. Doch es ist nur ein erster Schritt,
denn: Was folgt auf die Öffentlichkeit und was sollen die so neu politisierten
Menschen jetzt machen?

Perspektive
Wir glauben nicht, dass einfach nur die Besetzer_Innenszene größer werden
muss, damit sie erfolgreich sein kann. An den Aktionen können sich aufgrund
der Strapazen nämlich quasi nur junge Leute beteiligen. Außerdem muss
man für eine längere Besetzung den Job kündigen oder man muss Student_In
mit ausreichend finanzieller Unterstützung sein. Mit Kindern kann man auch
nicht  bei  allem  dabei  sein.  Zudem  haben  viele  Leute  Angst  vor  der
Repression oder vor der physischen Gewalt der Polizei. Besetzungen sind
also  nur  für  einen  kleinen  Teil  der  Bevölkerung eine  Option.  Wenn wir
gewinnen wollen, müssen aber viel mehr Menschen aktiv werden. Außerdem
sind die Besetzungen auf kleine, einzelne Orte konzentriert.  Lützi  alleine
reicht nicht, wenn irgendwo anders Kohle abgebaggert, neue Gasterminals



gebaut, Atommeiler weiter betrieben werden und e.on, statt in erneuerbare
Energie zu investieren, Geld an seine Manager und Aktionäre ausschüttet?

Was wir damit sagen wollen, ist, dass der Kampf immer und überall geführt
werden muss. In den Betrieben, in den Schulen, in Unis, auf der Straße. So
kann jede  Person  kontinuierlich  aktiv  sein  und  sich  in  Bezug  setzen  zu
anderen Missständen der Gesellschaft. Besonders wichtig ist es dabei den
Kampf in die Betriebe zu tragen. Dort sind nämlich die Menschen, die mit
ihrer  Streikmacht  wirklich  politische  Forderungen  durchsetzen  können.
Glaubt  ihr,  dass  RWE  Lützerath  abbaggern  würde,  wenn  sich  die
Arbeiter_Innen  der  Kohlekraftwerke  weigern  würden,  diese  Kohle
anschließend zu verbrennen? Auch Streiks in anderen Sektoren können dazu
genutzt werden, politische Forderungen in der Klimafrage zu erzwingen.  

Forderungen, wie die Streichung der Schulden des globalen Südens, mehr
Investitionen  in  erneuerbare  Energien  oder  kostenloser  öffentlicher
Nahverkehr sind anschlussfähige und zentrale Forderungen zur Verbindung
von Kämpfen. Doch auch diese können nur durch mächtige Streiks im ganzen
Bundesgebiet  erkämpft  werden.  Besetzungen  können  und  müssen  einen
solchen Kampf natürlich unterstützen, sollten aber nicht das alleinige Ziel
der Umweltbewegung sein.

Lützerath ist gefallen, aber der Kampf geht weiter. Wir haben in Lützerath
gezeigt, dass wir groß und militant sind. Lässt uns diese Größe und Militanz
nun wieder in unsere Städte tragen, damit die Regierung und das Kapital gar
nicht erst wieder zu Atem kommt!  

Lützerath,  Luisa  Neubauer  und
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die Heuchelei der Grünen
Die  Grünen  regieren  nun  in  der  Bundesregierung  und  in  einigen
Bundesländern,  darunter  NRW,  in  denen  gerade  ein  großer  Kampf  der
Umweltbewegung  gegen  die  herrschende  Klasse  und  ihre  Regierung
ausgefochten  wird.  Sind  die  Grünen  dabei  eine  Unterstützung  für  die
Klimabewegung? Mitnichten! Die Grünen entpuppen sich an der Regierung
tatsächlich  als  eine  Partei,  die  rücksichtslos  die  Interessen  der  großen
Energiekonzerne vertritt. Das hat sie in NRW bereits bewiesen, als sie in
Koalition mit der SPD die Abholzung des Hambacher Forstes genehmigte.
Auch die teilweise Abholzung des Dannenröder Forstes in Hessen für den
Bau  einer  Autobahn  oder  die  momentan  stattfindende  Rodung  des
Fechenheimer Waldes unter der schwarz-grünen Landesregierung sind allen
Klimaaktivist_Innen geläufig.

Grünes  Regierungsprogramm:  Krieg  und
Umweltzerstörung
Kaum an  der  Bundesregierung  haben  die  Grünen  ihre  Versprechen  von
Klimagerechtigkeit  und Frieden über Bord geworfen.  Das Produkt  waren
gewaltige Waffenlieferungen in das heißeste Kriegsgebiet der Erde (Ukraine)
und historische Sanktionen gegen Russland, unter welchen vor allem die
russischen Arbeiter_Innen leiden und nicht die Machthabenden. Die Folgen
der  damit  einhergehenden  Energiekrise  waren  schmutzige  Gas-Deal  mit
Katar und ein noch schmutzigerer Öl-Deal mit einem Land, welches 2021
einen  völkerrechtswidrigen  Angriffskrieg  führte:  Aserbaidschan.  Die
momentane  Energiekrise  muss  jetzt  sogar  als  Begründung  für  die
Abbaggerung  Lützeraths  herhalten!  Zynischer  geht  es  kaum.

Luisa Neubauer: Linke Flankendeckung
Als die Lage in Lützerath kritisch wurde, machte sich die „Klimaaktivistin“
Luisa Neubauer auf den Weg zum Dorf, um den Protesten beizuwohnen. Man
könnte meinen, sie würde mit ihrer Prominenz die Proteste unterstützen.
Allerdings hat sie mit ihren Karriereambitionen und dem damit verbundenen
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Eintritt in die grüne Partei längst die Seiten gewechselt. Ihre Taktik besteht
darin, die Umweltbewegung in den Staat zu integrieren, indem sie radikale,
antikapitalistische Positionen bekämpft und versucht, die Umweltbewegung
zu einer auf der Straße aktiven Wähler_Innenbasis der Grünen zu machen.
Sie will uns also dazu bringen, eine Partei zu unterstützen, die überhaupt
erst  für  die  Umweltkrise  verantwortlich  ist!  Eine  solche  Politik  ist  für
gefährlich für die Umweltbewegung, weil sie die Tatsache verschleiert, dass
der Staat kein Gehilfe, sondern der Feind im Kampf für eine nachhaltige
Umweltpolitik ist. Die grüne Partei hat das, wie oben beschrieben, immer
wieder unter Beweis gestellt. Da das Land NRW 50,1 % an der REW Power
AG besitzt, sind hier Kapital und Staat sogar direkt verbunden und vertreten
deshalb auch dieselben Interessen. Wie sehr ihr dieser Verrat selbst bewusst
ist, ist letztlich unerheblich. Entscheidend ist, welche Folgen ihr Handeln für
die Umweltbewegung hat.

Taktik der Grünen in Lützerath
Die Grünen sind sich sehr wohl dieser Problematik bewusst und haben die
Polizei  deshalb  zunächst  zurückhaltend  agieren  lassen.  Sie  wollten
sicherstellen,  dass  die  Presse  berichtet,  als  ob  die  Gewalt  von  den
Besetzer_Innen  ausgehen  würde.  Räumungspanzer,  Wasserwerfer  und
hunderte  vermummte  und  behelmte  staatliche  Schläger  entlarven  diese
Taktik  aber.  Schnell  war  auch  die  Lüge  von  einem  Molotov-Cocktail
aufgetischt. Seitdem wird die Räumung mit Schlagstock, Pfefferspray und
schwerem Gerät  erbarmungslos  durchgeführt.  Die  Grünen setzen einfach
darauf, dass die Menschen ihre Doppelmoral bald wieder vergessen haben.
Landtagswahlen in NRW sind sowieso erst wieder 2027. Außerdem können
sie teilweise damit rechnen, dass ihre Basis bereits soweit verbürgerlicht ist,
dass viele ihrer Wähler_Innen die Räumung zumindest akzeptieren, da sie
das Märchen glauben, dass die Kohle unter Lützerath für die Sicherstellung
der Energieversorgung essentiell sei.

Wie also mit den Grünen umgehen?
Wir sollten jede Einflussnahme der Grünen auf die Proteste entschieden als



Heuchelei  zurückweisen.  Wenn ehrliche und aufrechte Aktivist_Innen der
Grünen  die  Proteste  in  Lützerath  unterstützen,  dann  begrüßen  wir  das
natürlich. Allerdings müssen wir mit ihnen ins Gespräch kommen und sie
davon überzeugen, dass nur ein Bruch mit den Grünen die Umweltbewegung
zum Erfolg führen kann. Gemeinsame Aktionen mit der Arbeiter_Innenklasse
wie Demos, Besetzungen und vor allem Streiks können die Regierung und die
Konzerne  in  die  Knie  zwingen.  Ein  Hoffen  auf  die  grüne  Partei  und
einsichtige Politiker_Innen kann es nicht.

Lützerath  bleibt!  Gegen  die  Zerstörung  von  Wohnraum  und  die
Vertreibung von Menschen für die Profite der Energiekonzerne!
Für eine nachhaltige Energiewende unter Arbeiter_Innenkontrolle!
Aufbau  einer  internationalen  und  antikapitalistischen
Umweltbewegung  jetzt!  Streiks  und  Besetzungen  durch
Arbeiter_Innen, Schüler_Innen, Studierende und alle Unterdrückten
dieses Systems!

Was  bringt  es,
Schülersprecher_In zu werden?
Von Lia Malinovski

Neues Schuljahr, neue Schulsprecher_Innenwahlen und verändern wird sich
sowie  nichts?  Die  Mitbestimmungsrechte  in  der  Schule  durch  Klassen-,
Schulsprecher_Innenwahlen und das Recht Vollversammlungen einzuberufen
wurden sich von Schüler_Innen hart erkämpft. Statt echter Mitbestimmung
wurde  die  schulische  Mitbestimmung  durch  Organe  der  Schüler_Innen
jedoch  nur  zur  Integration  und  Vorbereitung  auf  die  parlamentarisch-
repräsentative  Demokratie  umgestaltet.  Kurz  gesagt  wurde  aus  echter
Mitbestimmung  ein  bürokratisches  Pseudo-System  ohne  wirkliches
Mitbestimmungsrecht.  Das  sieht  man  besonders  daran,  dass  vor  jede
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Entscheidung durch die Schüler_Innenvertretung, die der Schulleitung nicht
passt, ein Riegel geschoben wird und die Durchsetzung durch scheinheilige
Gründe plötzlich nicht mehr geht.  Zudem passieren die Wahlen meistens
nach Beliebtheit und schon im Voraus ist klar, dass ein Großteil der Ideen eh
nicht umgesetzt wird.

Aber warum treten wir dann zur Schüler_Innensprecherwahl an?

Als Kommunist_Innen haben wir keine Illusionen in das pseudodemokratische
Mitbestimmungssystem an den Schulen. Jedoch wurde dieses System von
Schüler_Innen wie uns erkämpft und wir können und sollten es nutzen, um
die  Schule  zu  politisieren  und  revolutionäre  Positionen  an  die  Leute  zu
bringen.  Oft  wird  so  getan,  als  wäre  die  Schule  ein  unpolitischer  oder
politisch neutraler Ort, der nichts mit der politischen Außenwelt zu tun hat.
Die Realität widerlegt diese These: Wer auf welche Schule geht, wer Abitur
macht und unter welchen Bedingungen, welche Inhalte gelehrt werden usw.
ist sehr stark davon abhängig, aus welcher (sozialen) Klasse man kommt.
Kinder  von  Arbeiter_Innen  und  Migrant_Innen  sind  stark  benachteiligt,
während Kinder von Kapitalist_Innen große Vorteile haben, bessere Bildung
bekommen  und  mehr  Möglichkeiten  der  Selbstbestimmung  und
Selbstentfaltung  haben.  Die  Schule  spiegelt  also  die  Klassengesellschaft
wider,  und  das  auch  mit  allen  anderen  negativen  Facetten:  Sexismus,
Rassismus, Queerfeindlichkeit usw. sind bittere Normalität. Uns zeigt das,
dass wir noch viel zu erkämpfen haben.

Wie machen wir das also?

Wir müssen die Probleme an den Schulen aufzeigen. Wir müssen unsere
Mitschüler_Innen  dafür  sensibilisieren,  dass  die  Schule  entgegen  dem
Gelaber unserer Lehrer_Innen ein politischer Ort ist. Ein Mittel neben vielen
dafür  können  die  Wahlen  der  Schüler_Innenvertretung  sein.  Durch
Wahlkampf und Vollversammlungen – sofern es sowas gibt – haben wir ein
Podium zur Verfügung, in dem wir unsere Positionen darlegen können und
die  Probleme an den Schulen und im Schulsystem benennen können.  In
vielen Bundesländern gibt es das Recht für die Schüler_Innenvertretung, für
alle Schüler_Innen (ihre Mehrzahl) verpflichtende Versammlungen ausrufen



zu können, bei denen der Unterricht wegfällt und bei denen das Programm
dieser Versammlungen durch die Schüler_Innenvertretung bestimmt wird.
Dies nennt man eine Vollversammlung. Solche Plattformen können ebenfalls
als  Diskussionsplattform genutzt  werden und Schüler_Innen eine Stimme
bieten,  die  sie  sonst  nicht  haben.  So  kann  eine  revolutionäre
Schüler_Innenvertretung die Schule politisieren. Ihr erster Schritt könnte die
Organisierung des Kampfes für wirkliche Verbesserungen sein. Aber nur ein
erster Schritt,  denn Diskussionen und das Aufstellen von Forderungen in
Vollversammlungen und der Schüler_Innenvertretung ändern ja noch nichts
am aktuellen Zustand.

All das reicht doch noch nicht, um etwas zu verändern, oder?

Als  Jugendliche  müssen  wir  uns  dort  organisieren,  wo  wir  uns  täglich
aufhalten. Mit verschiedenen Aktionsformen können wir das System unter
Druck setzen und unseren Forderungen Gehör verschaffen. Wir können mit
Flyern,  Flugblättern  oder  linken  Schüler_Innenzeitungen  die  Probleme
benennen und Wege aufzeigen, diese zu bekämpfen. Mit Kundgebungen oder
Demonstrationen können wir ein größeres Publikum, auch außerhalb der
Schulen, erreichen und auch hier unsere Forderungen verbreiten. Mit genug
Masse  können  schon  solche  Aktionen  kleine  Verbesserungen  schaffen.
Letztlich gibt uns das Mittel des Schulboykotts oder -streiks die Möglichkeit,
durch direkte Aktion und Sabotage des täglichen Ablaufes, das System unter
Druck zu setzen und wirkliche Verbesserungen zu erkämpfen.

Nicht alle Aktionsformen ergeben zu jeder Zeit Sinn. Und bevor wir über
Blockaden oder Boykotte reden können, müssen wir die Schüler_Innen und
die  Schule  politisieren.  Bevor  wir  direkte  Aktionen  zur  Verbesserung
durchführen  können,  müssen  wir  unsere  aktuellen  Möglichkeiten
ausschöpfen.  Es  ist  anstrengend  und  macht  oft  keinen  Spaß,  mit
Mitschüler_Innen über Politik zu diskutieren. Aber wir haben keine andere
Wahl. Und es ist auch möglich Erfolg zu haben. Beispielsweise haben erst im
September beim letzten großen Klimastreik Schüler_Innen in Darmstadt auf
ihre Schule eine eintägige Besetzung mit Streikposten errichtet. Das zeigt
doch, dass nichts unmöglich ist.



Deswegen  ru fen  w i r  zur  Bete i l igung  an  den
Schülersprecher_Innenwahlen  auf.  Politisiert  eure  Schulen,  tragt
aktuelle,  revolutionäre  Forderungen  in  die  Schulen  und  lasst  die
Schüler_Innen darüber diskutieren!

Mit Glück schafft ihr es sogar, in die Schüler_Innenvertretung zu kommen
und habt Möglichkeiten, Mitbestimmung und Freiräume für Schüler_Innen zu
erkämpfen. Und selbst wenn nicht – es wird immer Leute geben, die eure
Positionen gut fanden oder darüber diskutieren wollen. Ladet sie zu Treffen
ein oder organisiert Diskussionsrunden! Gründet ein Aktionskomitee an der
Schule!

Wir  treten  zur  Schülersprecher_Innenwahl  mit  diesen  Forderungen  an.
Ergänzt sie und wendet sie an eure eigenen Schulen an! Ihr wisst am besten,
was passieren muss:

Für  Unabhängigkeit  von  Staat  und  bürgerlicher  Familie:  1200€
Grundeinkommen für Schüler_Innen auf Staat sein Nacken!!
Lehrmittelfreiheit! Schulbücher, Hefte, Stifte und digitale Endgeräte
müssen kostenlos für alle sein!
Schluss mit den privatisierten Mensen mit Dreckessen! Alle Mensen
in öffentliche Hand und Kontrolle über das Angebot und die Preise
der Mensa durch Schüler_Innen und Lehrer_Innen.
Einen  Raum,  der  den  Schüler_nnen  zur  freien  Gestaltung  und
Nutzung in der Freizeit zur Verfügung steht und finanzielle Mittel,
um diesen nach Wunsch auszustatten
Eine  wähl-  und  abwählbare  (!)  Meldestelle  für  Vorfälle  von
Diskriminierung
Investitionen in unsere Bildung – Holt das Geld vom Militär und von
den Reichen her!



End Fossil: Occupy your School!
Die  neue  aufkommende  Klimabewegung  End  fossil  Occupy  bereitet  sich
immer  weiter  aus.  Schon  in  Frankreich,  England,  Schottland,  der  USA,
Mexiko,  Kanada,  Dänemark,  Spanien,  Deutschland  und  Portugal  gibt  es
Ortsgruppen von End Fossil. Die Bewegung setzt sich zum Ziel, „die fossile
Wirtschaft zu beenden“ und macht dies, indem sie, wie der Name schon sagt,
Schulen und Unis besetzt.

In Deutschland hat es schon an mehreren Unis und Schulen Besetzungen und
Aktionen  gegeben,  so  wie  in  Göttingen,  wo  zwei  Schulen  und  eine  Uni
momentan besetzt sind. Bei den Besetzungen nehmen sich die Aktivist:innen
einen Raum,  wie  zum Beispiel  einen Hörsaal  und benutzen ihn  um den
normalen  Ablauf  zu  stören,  so  wie  Workshops  rund  um  das  Thema
Klimawandel und was man dagegen tun kann, zu veranstalten. Die Aktionen
werden  von  bundesweiten  Forderungen  begleitet,  so  wie  von  lokalen
Forderungen, die konkret an die besetzten Orte angepasst werden. Also so
was wie „Solarzellen für das Uni-Dach!“. Einer der wichtigsten Forderungen
der  Bewegung  ist  aber  “eine  Übergewinnsteuer  für  alle  Energieträger“,
kombiniert  mit  der  langfristigen  Forderung  der  Vergesellschaftung  der
Energieproduktion unter demokratische Hand, die nicht profitorientiert sein
darf.  Außerdem beinhalten die  Forderungen noch die  Notwendigkeit  des
Ausbaus  von  ÖPNV  und  die  sofortige  Wieder-Bereitstellung  des  9-Euro-
Tickets. Langfristig fordern die Aktivist_innen einen kostenlosen ÖPNV. Dazu
schließt sich End fossil Occupy auch den Forderungen von Lützi bleibt! ,Debt
for Climate und Genug ist Genug an. Daran sieht man, dass End fossil occupy
anerkennt, dass ihre Kämpfe nicht isoliert passieren können und aktiv mit
anderen Kämpfen gegen den menschengemachten Klimawandel und für die
Rechte von Lohnabhängigen verbunden werden müssen.

End Fossil gebührt unsere volle Solidarität! Keine Hetze von Schulleitungen,
Dekan,  Stadtregierung  oder  Springer-Presse  kann  diese  brechen.  Als
Jugendorganisation  unterstützen  wir  die  Besetzungen,  insbesondere  von
Schulen, und wollen diese Aktionen voranbringen. Wir unterstützen die 3
Prinzipien  „Besetzen  bis  zum Erfolg!“,  „Klimagerechtigkeit“  und  „Jugend
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geführt“ voll und ganz. Wir glauben jedoch, dass wir sie nicht ganz erreichen
werden, wenn End Fossil so weiter macht wie bisher. Da wir schon lange
sowohl in der Bildungs- als auch in der Klimabewegung aktiv sind, konnten
wir dort bereits wertvolle Erfahrungen sammeln. Im Folgenden wollen wir
End Fossil  deshalb einige Vorschläge machen, wie wir glauben, dass die
Besetzungen  langfristig  Erfolg  haben  und  ihre  Ziele  auch  tatsächlich
erreichen können. Uns ist dabei wichtig zu betonen, dass diese Vorschläge
nicht  von  Besserwisser:innen  abseits  der  Barrikade  kommen,  sondern
solidarische Vorschläge von Aktivist:innen sind, die sich selbst aktiv an den
Kämpfen beteiligen.

Besetzen bis zum Erfolg1.

Zum einen halten wir es für wichtig, dass sich die Besetzungen nicht nur auf
einen kleinen Kreis von Aktiven stützen, sondern von einem Großteil  der
Schüler_innen oder Studierenden getragen werden. Dafür müssen wir das
Mittel  der  Vollversammlung nutzen,  um mit  möglichst  vielen  Leuten  ins
Gespräch zu kommen, und die kommenden Aktionen zu planen. So können
wir  erreichen,  dass  unsere  Besetzungen  nicht  nur  symbolisch  bleiben,
sondern tatsächlich eine Basis und Unterstützung haben, mit deren Hilfe wir
länger bestehen bleiben können. Dabei ist wichtig, dass sich an Schulen und
Unis aus den besetzenden heraus Demokratische Streikkomitees gründen,
die die Besetzungen koordinieren, sich mit anderen Besetzungen vernetzen
und vielleicht auch eigene Flyer erstellen, die andere an Schule und Uni von
der  Besetzung  überzeugen  können.  Der  Zweck  davon  ist  es,  damit  die
Besetzung  länger  am  Laufenden  zu  halten,  so  wie  die  Bewegung  so
auszuweiten,  dass  die  Besetzungen  nicht  isoliert  bleiben,  sondern  von
anderen Unis und Schulen unterstützt werden. Apropos Unterstützung: Auch
die  Lehrer_innen und Unibeschäftigten sollten wir  für  die  Ideen unserer
Besetzungen gewinnen. Auch sie geht die Klimafrage etwas an und außerdem
kritisieren sie  immer wieder,  zu wenig Mitspracherechte zu haben.  Hier
bietet sich ihnen mal eine Gelegenheit, ihrem Unmut Luft zu verschaffen. Die
Mitglieder  der  Bildungsgewerkschaft  GEW  müssen  wir  aufrufen,  die
Besetzungen zu unterstützen und diese sollten wiederum ihre Kolleg_innen
überzeugen. So können wir unserer Besetzung mehr Rückhalt verschaffen
und außerdem auch mögliche Repressionen abwenden.



2. Klimagerechtigkeit

Im  Gegensatz  zu  vielen  anderen  Climate-Justice-Strukturen  und
Organisationen traut sich End Fossil die wichtige Forderung aufzuwerfen,
dass  die  Energieproduktion  demokratisch  und  nicht  profitorientiert
vergesellschaftet  werden  soll.  Da  fragen  wir  uns  aber  unter  wessen
demokratischer Hand? Die der Arbeiter:innen? Oder die der Politiker:innen?
Deswegen schlagen wir vor, die Forderungen zu spezifizieren. Wir schlagen
vor,  die  Energieproduktion  unter  der  Kontrolle  der  Arbeiter:innen  zu
enteignen.  Aber  wie  kann  das  End  Fossil  hinkriegen,  wenn sie  sich  als
Bewegung an Schulen und an Unis aufbaut?

End  fossil  muss  aktiv  in  ihren  Aktionen  die  Gewerkschaften  und  die
Arbeiter:innen dazu aufrufen, sich ihnen anzuschießen und ihre Arbeitsplätze
zu besetzen und unter eigene demokratische Kontrolle zu bringen. Dies kann
sie durch die Aktionen und Besetzungen klarmachen, indem End fossil die
Arbeiter:innenklasse aktiv  in  ihren Forderungen aufruft  und darum auch
mobilisiert.  Die  besetzten  Räume  müssen  genutzt  werden,  um  diese
Forderungen  klar  an  die  Außenwelt  zu  tragen.  Allein  das  Stören  der
Normalität und das Besetzen von Unis baut noch nicht den ökonomischen
Druck auf das fossile Kapital auf, den es braucht, um damit endlich Schluss
zu machen. Bleiben die Besetzungen der Unis isoliert,  erzeugt dies zwar
Aufmerksamkeit,  aber  um  dem  fossilen  Kapital  tatsächlich  den  Hahn
abzudrehen,  müssen  wir  es  durch  Streiks  und  Fabrikbesetzungen  dazu
zwingen.  Eine  Solidarisierung  mit  den  aktuellen  Tarifrunden  in  der
Metallindustrie  und dem öffentlichen Dienst  wären erster Schritt,  hin zu
einem  Schulterschluss  zwischen  Klima-  und  Arbeiter_innenbewegung.
Streikende  Arbeiter:innen,  Beschäftigte  aus  der  Energieproduktion  und
Gewerkschafter:innen  müssen  auf  die  Vollversammlungen  eingeladen
werden. Aber auch das Einladen und die Diskussion mit Lehrer_innen oder
Renigungspersonal kann gewinnbringend sein. Gemeinsam können wir dann
diskutieren und Aktionen planen, denn der Kampf fürs Klima ist letztlich ein
Klassenkampf, für unsere Fortexistenz auf diesem Planeten. Die Forderung
nach  der  Enteignung  der  Energiekonzerne  unter  Arbeiter:innenkontrolle
kann eine wichtige Brücke werden zwischen Klimabewegung und denjenigen,



die schon jetzt ihre Nebenkostenabrechnung nicht mehr bezahlen können.

3. Jugend geführt?

End fossil hat es jetzt schon geschafft viele Jugendliche an sich zu ziehen,
welche  es  auch  selbst  geschafft  haben,  verschiedene  Unis  und  Schulen
überall  in  der  Welt  zu  besetzen.  In  ihren  Prinzipien  versteht  sich  die
Kampagne explizit als „Jugendbewegung“. Als Jugendorganisation teilen wir
natürlich  die  Idee,  dass  sich  Jugendliche  selbstständig  und  unabhängig
organisieren sollten. Wir halten es aber deshalb auch für zentral, dass auch
Forderungen  für  die  Jugend  aufgestellt  werden.  Das  glauben  wir,  weil
Jugendliche  in  ihrem  täglichen  Leben  und  an  der  Schule  nahezu  kein
Mitbestimmungsrecht  haben  und  von  Autoritäten  wie  Eltern  oder
Lehrer:innen abhängig sind. Warum sonst müssen wir unsere Schule erst
einmal besetzen, um überhaupt gehört zu werden? Eine Jugendbewegung
muss dies anerkennen, auf die autoritäre Fremdbestimmung eingehen und
Vorschläge machen, wie wir das ändern können. Es braucht Forderungen,
mit  den man Jugendliche besser erreichen und sie aktiv  in einen Kampf
gegen den Klimawandel einbinden kann. Es gilt unsere Lebenssituation zu
verbessern und uns mehr gesellschaftliche Macht zu erkämpfen.  Deshalb
fordern wir:

Kostenloseses und ökologisches Mensaessen! Selbstverwaltete
Speisepläne von uns Schüler_innen!

Von Schüler_Innen selbstorganisierte Freiräume,  die  in den
Pausen für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule!

Weg mit  dem Leistungsterror  Schüler:innen Kontrolle  über
den Lehrplan!

Demokratische Kontrolle der Schüler:innen und Beschäftigten
über die Schulen/Unis, bildet Räte!

Für eine flächendeckende Modernisierung und energetische
Sanierung aller Schulgebäude sowie ihrer Heizungs-, Wasser-
und Belüftungssysteme. Bezahlt werden soll das von denen,
die vom Krieg und den steigenden Energiepreisen profitieren!



Solidarität  mit  den  Tarifrunden  in  Metallindustrie  und
öffentlichem Dienst!

Sofortige  Enteignung  aller  Energiekonzerne  unter
Arbeiter:innenkontrolle!

4 Fragen und 4 Antworten zur
aktuellen  Inflation:  Woher  sie
kommt und was wir dagegen tun
müssen
Von Romina Summ

Unser Alltag ist seit den letzten Monaten von andauernden Preissteigerungen
geprägt. Früher konnte man sich in der Mittagspause mal einen Döner für
3,50  €  holen,  mittlerweile  bekommt  man  für  unter  5  €  kaum noch  ein
Mittagessen  am  Imbiss  nebenan.  Genauso  sieht  es  mit  den  meisten
Lebensmittelkosten  und  sonstigen  Lebensunterhaltungskosten  aus.  Alles
wird  teurer.  Das  stellt  für  fast  alle  lohnabhängigen  Menschen,  aber
besonders auch für uns junge Menschen ohne festes Einkommen ein riesiges
Problem dar.

Welche Ursachen hat die aktuelle Inflation?

Preisschwankungen können verschiedene Ursachen haben. Die Preise auf
kapitalistischen Märkten sind im Grund immer und zu jeder Zeit gewissen
Preisschwankungen  ausgesetzt.  Oft  sind  zum Beispiel  Preise  gerade  am
Anfang des Monats höher als am Ende des Monats. Das liegt daran, dass am
Anfang des Monats nach Gehaltszahlungen mehr Geld bei den arbeitenden
Menschen vorhanden ist und mehr konsumiert werden kann. Gegen Ende des
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Monats sinkt dann die Nachfrage, womit ein Überschuss an Waren auf dem
Markt ist.  Um diese Waren überhaupt noch loszuwerden, muss der Preis
sinken. Schließlich ist es für das Kapital besser eine Ware etwas billiger zu
verkaufen als gar nicht.

Preisschwankungen können jedoch auch auf eine Veränderung von Angebot
oder Nachfrage zurückgehen. Wenn zum Beispiel die Menge an angebotenen
Produkten auf dem Markt zurückgeht (z.B. wegen Lieferengpässen), kann
dieses Angebot die gleichbleibende Nachfrage nicht bedienen. Es kommt zu
einer Steigerung des Preises, wodurch sich nun weniger Leute die Produkte
leisten können und die  Nachfrage zurückgeht  und sich so  dem Angebot
angepasst hat. Die derzeitige Inflation hat ihre Ursachen genau in einem
solchen  Rückgang  des  Angebotes.  Wenn  also  weniger  Waren  angeboten
werden, steigen die Preise, da das Weniger an Waren stärker nachgefragt
wird. Die Ursachen für die aktuelle Inflation liegen in den globalen Krisen,
die gerade unser Leben bestimmen. Angefangen hat es damit, dass durch
pandemiebedingte  Lockdowns  globale  Lieferketten  unterbrochen  wurden,
was  zu  einer  mangelnden  Auslastung  der  Produktionskapazitäten  führte.
Viele Rohstoffe oder Vorprodukte konnten nicht geliefert werden oder nur
mit starken Verzögerungen. Die Auswirkungen zeigen sich bis heute noch
und haben zu einem Angebotsschock geführt. Die gleichbleibende Nachfrage
ist auf ein extrem sinkendes Angebot gestoßen. Das hat die Preise zunächst
in die Höhe getrieben.

Als  im  Februar  der  Angriffskrieg  auf  die  Ukraine  von  russischer  Seite
begann,  antworten  die  Regierungen  der  NATO-Staaten  mit  historisch
unvergleichbar harten Sanktionen, welche das Angebot weiter reduzierten.
Diesmal beim Gas. Außerdem legte der Krieg die Wirtschaft in der Ukraine,
ein Land, welches einen großen Teil der Welt mit Getreide versorgt, (10 %
des weltweiten Getreidemarktes, 15 % des Maismarktes) lahm. Dies hatte
Auswirkungen auf das Angebot von Lebensmittelpreisen, wodurch auch hier
die  Preise  in  die  Höhe  schießen.  Dass  sich  die  Preissteigerungen  aber
mittlerweile auf fast alle Produkte bei uns niederschlagen, liegt daran, dass
für die Produktion Energie benötigt  wird.  Die gestiegenen Energiekosten
schlagen sich somit auf die Endprodukte nieder und spiegeln sich im Preis



wider. Dadurch dass die meisten Energiekonzerne und Mineralölkonzerne
eine Monopolstellung im Markt inne haben, können sie leichter Preise heben,
da es wenig Konkurrenz gibt, die günstiger anbietet. Daher zeichnen sich in
dieser Branche in den letzten Monaten Rekordgewinne ab, während immer
mehr Menschen verarmen.

Gab es auch vor Pandemie und Ukraine-Krieg schon Inflation?

Die  Ursachen  der  Inflation  dürfen  jedoch  nicht  losgelöst  von  der
wirtschaftlichen Entwicklung im letzten Jahrzehnt betrachtet werden. Denn
bereits vor der Corona-Pandemie gab es Inflationstendenzen, welche anhand
von  3  Faktoren,  1.  der  niedrigen  Kapitalverwertung,  2.  der  steigenden
Verschuldung und 3.  der  Tendenz zur  Deglobalisierung deutlich wurden.
Schon seit den 2000er Jahren sank die Produktivität der Weltwirtschaft, was
letztlich auch zur großen Finanzkrise im Jahr 2008 geführt  hat.  Erholen
konnte sich die Wirtschaft davon nie wirklich und die Verwertung von Kapital
blieb  bis  heute  niedrig.  Das  bedeutet,  dass  aus  investiertem  Kapital
durchschnittlich  nur  niedrige  Gewinne  abflossen.  Dadurch  gingen
Investitionen  und  Handel  zurück  und  führten  zu  einer  stagnierenden
Kapitalakkumulation  (Anhäufung  von  Kapital  durch  Investitionen)  und
niedrigen  Profitraten.

Auch die hohe Verschuldung von Staaten und Unternehmen begünstigt in
diesem Zusammenhang die Inflationstendenz. Zu Beginn der Coronakrise lag
die Verschuldung bei dem 2,6-fachen des Welt-GDP (Bruttoinlandsprodukt
aller  Länder),  mittlerweile  sind  wir  beim  über  3-fachem.  Schulden  sind
allerdings  nur  dann  inflationstreibend,  wenn  die  Verwertung  der
aufgenommenen  Kredite  nicht  mehr  produktiv  ist .  Einfache
Verbraucherkredite hingegen führen nicht zur Inflation. Beispiel: Wenn ein
Land  oder  Unternehmen  Kredite  zu  einer  Kondition  von  7  %  Zinsen
aufnimmt,  aber  dieses  Geld  im  Verwertungsprozess  (Investition  in
Produktion, Verkauf von produzierten Waren, Gewinnabschöpfung) nur 3 %
Gewinn  abwirft,  ist  die  Produktivität  geringer  und  es  würde  durch  die
Aufnahme von  Krediten  nur  eine  weitere  Verschuldung stattfinden.  Eine
solche Schuldenentwicklung, wie sie sich in Ländern wie Italien zeigt, treibt
die Inflation voran.



Zuletzt ist es die Entwicklung zur Deglobalisierung, die die Inflation, am
schlimmsten in den abhängigen halbkolonialen Ländern vorantreibt. Weg von
der Globalisierung geht der Trend hin zur Verlagerung der Produktion aus
den  halbkolonialen  Ländern  zurück  in  die  imperialistischen  Länder.  Mit
entsprechend  schlimmen  Folgen  für  die  abhängigen  Länder:  Durch  den
Abzug von imperialistischem Kapital sinkt der Handel vor Ort, was wiederum
dazu führt, dass die lokale Währung nicht mehr so gefragt ist und verfällt.
Hinzu  kommt,  dass  durch  den  Abzug  von  Fabriken  und  Kapital  mehr
importiert werden muss und die Arbeitslosigkeit steigt. Sowohl der Verfall
der Währung als auch die teureren Importe feuern die Inflation besonders in
diesen  abhängigen  Ländern  an  und  führen  zu  einer  Verelendung  der
Menschen. Aufgrund dieser Entwicklung hat sich schon vor dem Krieg und
vor der Coronapandemie in vielen südlichen Ländern eine starke Inflation
abgezeichnet.  Wir  sehen also,  dass  es  direkte  Ursachen für  die  aktuelle
Inflation im Krieg und in der Pandemie gibt. Diese Aspekte haben aber eine
schon dagewesene Krise des Wirtschaftssystems mit inflationären Tendenzen
verschärft.

Was bedeutet das für uns?

In genau diesen Ländern ist die Krise nun besonders drastisch und führt
teilweise  zur  Hyperinflation.  In  Argentinien  sind  die  Menschen  teilweise
aufgrund der Inflation von knapp 80 % zum Tauschhandel übergegangen. Im
Sudan liegt die Inflationsrate sogar bei über 200 %. Der Hunger und der
Kampf ums tägliche Überleben bekommen gerade in diesen Ländern eine
immer wichtigere Bedeutung. Doch auch hierzulande sind die Auswirkungen
der  massiven  Preisanstiege  insbesondere  für  Menschen  ohne  festes
Einkommen,  wie  Jugendliche,  Studierende  oder  Arbeitslose,  ziemlich
verheerend. Alles wird teurer, aber Geld ist sowieso nicht vorhanden. Viele
von uns haben bereits vorher schon am Existenzminimum gelebt und haben
keine Ersparnisse, sodass wir nun nicht wissen, mit welchem Geld wir die
Preissteigerungen bezahlen sollen. Ebenso haben auch Arbeiter_Innen mit
einem festen Einkommen bereits große Probleme. Auch ihnen droht durch
die  Inflation  Verarmung.  Durch  die  höheren  Preise  verlieren  sie  immer
größere  Teile  ihres  Lohns.  Die  Gewerkschaften  hätten  die  Möglichkeit



höhere Löhne, die nicht sofort wieder von der Inflation aufgefressen werden,
für  die  Arbeiter_Innen zu erkämpfen.  Anstatt  in  die  Offensive  zu gehen,
halten sie sich jedoch in den aktuellen Tarifverhandlungen (IG-Metall fordert
lediglich 8% Lohnerhöhung) viel zu stark zurück.

Und während die Armut weltweit größer wird, werden die Gewinne einiger
Konzerne, vor allem die der Ölkonzerne, immer größer. Besteuerung oder
Umverteilung? Fehlanzeige! Die Regierung hat zwar drei Entlastungspakete
auf den Weg gebracht, doch diese beinhalten unzulängliche Einmalzahlungen
für Heiz- und Energiekosten, für Empfänger_Innen von Sozialleistungen und
Arbeitslosengeld  und  die  Anhebung  von  Kindergeld.  Das  ist  jedoch
angesichts der eben beschriebenen Probleme nur ein Tropfen auf dem heißen
Stein.  Selbst  das  eher  unternehmerfreundliche  Institut  für
Wirtschaftsforschung hat  berechnet,  dass  von 10 Milliarden Euro  des  3.
Entlastungspaketes ganze 70% an die oberen 30% der Gesellschaft gehen.
Die Armen gehen also weiterhin ziemlich leer aus. Das liegt nicht daran, dass
die  deutsche  Regierungskoalition  zu  unfähig  ist,  sich  effektive
Entlastungsmaßnahmen auszudenken,  sondern daran,  dass  ihre  Politik  in
erster Linie die Profite der Unternehmen sichern soll,  um der deutschen
Wirtschaft  ihren  Ruf  als  „Exportweltmeister“  zu  erhalten.  Die  geplante
Gasumlage war ein gutes Beispiel dafür. Nur durch massiven Druck von der
Straße konnte ihre Umsetzung letztlich verhindert werden.

Was können wir tun?

Nicht wir sollen für diese Krise zahlen, sondern diejenigen, die sie selbst
verursacht haben. Vorschläge wie die Einführung einer Übergewinnsteuer
gehen  dabei  schon  einmal  in  die  richtige  Richtung.  Dabei  sollen
Unternehmen, die besonders hohe Profite durch die Krise gemacht haben,
stärker  besteuert  werden,  um  Sozialleistungen  für  Lohnabhängige,
Arbeitslose, Jugendliche und Rentner_Innen zu finanzieren. In Spanien wurde
eine  solche  Steuer  bereits  eingeführt  und  damit  ein  kostenloser  ÖPNV
finanziert. Maßnahmen wie diese müssen wir unterstützen, auch wenn sie
noch nicht  weit  genug gehen.  Mit  einer  kurzzeitig  höheren Besteuerung
können  zwar  die  Symptome  der  Inflation  ein  wenig  abgefedert  werden,
jedoch  bleiben  ihre  Ursachen  unangetastet.  Dafür  müssen  wir  die



Energiekonzerne  enteignen  und  unter  demokratische  Kontrolle  der
Konsument_Innen und Beschäftigten stellen. Nur so können wir sicherstellen,
dass  die  Unternehmen  ihre  Verluste  nicht  zu  Lasten  ärmerer  Länder
ausgleichen und dabei  eine  ökologische  Transformation  weg von fossiler
Energiegewinnung organisieren. Eine Umgestaltung der Wirtschaft, hin zu
einem ausgeglichenen Kreislauf zwischen Mensch und Natur, kann jedoch
letztlich nur in einer demokratischen Planwirtschaft erfolgen, in der nicht der
Profit,  sondern  die  Bedürfnisse  von  Mensch  und  Natur  die  Produktion
bestimmen.  Um  dahin  zu  kommen,  müssen  wir  im  Hier  und  Jetzt
Forderungen aufwerfen, die eine Antwort auf die sozialen Verwerfungen der
Inflationskrise geben und zugleich den Massen aufzeigen, dass sie selbst die
Macht erobern müssen, um der Barbarei zu entkommen.

Wir fordern:

Lehrmittelfreiheit! Schulbücher, Hefte, Stifte, digitale Endgeräte und
auch das Schulessen müssen kostenlos für alle sein!
Eine  Erhöhung  des  Mindestlohns  und  der  Renten!  Für  ein
elternunabhängiges  Grundeinkommen für  Jugendliche  von 1600 €
monatlich!
9€-Ticket vorbei? Macht den ÖPNV endlich kostenlos!
Für eine gleitende Skala der Löhne, die automatisch an die steigende
Inflationsrate angepasst wird!
Stoppt  die  Preisexplosionen!  Sofortige  Preisdeckel  für  Energie,
Lebensmittel und Mieten!
Für  eine  stärkere  Besteuerung  derjenigen,  die  an  der  Krise
verdienen! Legt ihre Geschäftsbücher offen und enteignet die, die
sich weigern, die Steuer zu bezahlen!
Geld für Soziales, Bildung und Gesundheit statt 100 Milliarden für
die Bundeswehr!

Diese Forderungen werden sich nicht von selbst umsetzen. Wir müssen schon
selbst dafür kämpfen, dass die Krise nicht auf unserem Rücken ausgetragen
wird.  Dabei  müssen  wir  auch  klar  machen,  dass  wir  den  hinterhältigen
Angriff Russlands auf die Ukraine klar ablehnen, jedoch in den Sanktionen
kein Mittel sehen, das den Krieg aufhält. Vielmehr versuchen imperialistische



Staaten wie die USA oder Deutschland mit den Sanktionen eine missliebige
Konkurrenz  wie  Russland  zu  schwächen,  und  das  auf  dem  Rücken  der
Ukraine, der russischen Arbeiter_Innen und von uns. Was wir brauchen ist
internationale Klassensolidarität unter dem Slogan „No Putin, No NATO“.

Auch  wenn die  Positionen  der  Organistor_Innen  zum Ukraine-Krieg  weit
auseinandergehen, gibt es bundesweit bereits regelmäßig Demonstrationen
und Kundgebungen gegen die Folgen der Inflation. Verschiedene Bündnisse
wie  „Genug  ist  genug“  oder  „Brot,  Heizung,  Frieden“  versuchen  linke
Initiativen  und  Organisationen  hinter  gemeinsamen  Forderungen  zu
vereinen. Zentral ist dabei, ob sie es schaffen werden, die Gewerkschaften
und auch linke Teile der SPD und der Linkspartei für sich zu gewinnen und
diese  zur  Mobilisierung  ihrer  Mitgliedschaft  zu  bewegen.  Nur  mit
Massendemonstrationen und Streiks werden sich diese Forderungen auch
tatsächlich  durchsetzen  lassen.  Jedoch  wäre  das  nicht  die  erste  soziale
Bewegung, in der SPD, Linkspartei und Gewerkschaften am Start waren, und
die Bewegung jedoch vielmehr ins System integriert anstatt im Kampf gegen
das  System  unterstützt  haben.  Deshalb  müssen  wir  Aktionskomitees  in
unseren Schulen, Unis, Stadtteilen und Betrieben aufbauen, uns von unten
organisieren und verhindern, dass die Reformist_Innen die Führung an sich
reißen. Aktuell bleibt jedoch noch offen, ob der viel beschworene „Heiße
Herbst“ eine rechte oder linke Richtung annehmen wird. Mit bürgerlichen
Forderungen  nach  einem  Wiedereinstieg  in  die  Atomenergie  oder  einer
Verschiebung des Kohleausstieges versuchen die Rechtspopulist_Innen die
sozialen  Verwerfungen  für  sich  zu  nutzen.  Auch  Forderungen  nach
Aufhebung der  Sanktionen gegen Russland finden sich bei  den Rechten.
Ihnen  geht  es  dabei  jedoch  nicht  um  internationale  Klassensolidarität,
sondern  um’s  „deutsche  Volk“.  Es  geht  ihnen  darum,  deutsche
Kleinunternehmen, die durch die Sanktionen in Bedrängnis geraten sind,
wieder zahlungsfähig zu machen. Es liegt an uns, die Rechten von unseren
Demos zu schmeißen und eine klarere und entschiedenere Perspektive von
links  aufzuzeigen,  wollen  wir  die  Folgen der  Inflation  abfedern  und aus
dieser Defensive in die revolutionäre Offensive übergehen!



Neues  Schuljahr  aber  alte
Probleme: Leistungsdruck, Covid
und kaputte Fenster
Das  neue  Schuljahr  hat  in  allen  Bundesländern  begonnen  und  egal  in
welchem  der  16  verschiedenen  Schulsysteme  du  zur  Schule  gehst:  die
Probleme sind überall dieselben. Herr Müller macht immer noch dieselben
rassistischen „Witze“ und checkt dein Neo-Pronomen nicht, der Rollladen
klemmt immer noch, sodass man das Fenster nicht öffnen kann und von Tag
1  an  wird  uns  wieder  Druck  gemacht,  dass  schon  wieder  so  viele
Klassenarbeiten  und  Klausuren  anstehen.  Leider  hat  sich  keins  der
strukturellen Probleme in der Schule in den Ferien in Luft ausgelöst. Dabei
war im letzten Jahr noch überall die Rede davon, dass wir Schüler_Innen die
Zukunft seien, dass keine Investition in das Bildungssystem zu teuer sein
dürfe und man auf keinen Fall bei den Schulen sparen würde. Alle Parteien
haben bei der Bundestagswahl beteuert, wie sehr ihnen unsere Bildung am
Herzen liege. Das Hauptargument für die Öffnung der Schulen während der
Pandemie war in allen Zeitungen, dass man uns Schüler_Innen nicht im Stich
lassen wolle.

Sparen, sparen, sparen?

Schon ein paar Monate später sieht die Situation wieder ganz anders aus:
Jetzt  müssen  wir  sparen,  denn  das  Vaterland  muss  verteidigt  werden.
Ohnehin steckte die Wirtschaft auch schon vor der russischen Invasion der
Ukraine in einer tiefen Krise. Die Coronapandemie hat diese noch verschärft
und seitdem Krieg herrscht, kann die Bundesregierung so tun, als ob die
ganzen  geplanten  Sparmaßnahmen  Solidaritätsaktionen  für  die
Ukrainer_Innen wären. „Frieren für den Frieden“ zählt auch für die Schule –
nur dass die Heizung auch schon im letzten Winter nicht funktioniert hat.
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Und  während  die  Bundesregierung  fucking  100  Milliarden  Euro  in  die
Bundeswehr  steckt,  will  sie  bei  der  Bildung  sparen.  Der  grüne
Ministerpräsident  von  Baden-Württemberg  Winfried  Kretschmann  hat
vorgeschlagen, die Klassengröße einfach zu erhöhen. Mehr Schüler_Innen in
einer  Klasse  bedeutet  schließlich,  dass  man  weniger  Lehrer_Innen  und
Räume  braucht.  Leider  lässt  sich  in  überfüllten  Klassen  nur  richtig
beschissen  lernen.  Das  grüne  Außenministerium  kürzt  die  Gelder  des
Deutschen  Akademischen  Austauschdienstes  (DAAD)  für  rund  6.000
Stipendien. Für 6000 Jugendliche aus Arbeiter_Innenfamilien heißt das: Ciao
Studium. In Berlin plante der Senat die veranschlagten 136 Millionen Euro
für  den  Bau  neuer  Schulen  und  10  Millionen  Euro  für  zusätzliche
Sozialpädagog_Innen  einzusparen.  Und  das  sind  nur  einige  Beispiele.

Kalter Corona-Herbst

Auf uns wartet ein kalter Herbst und ein noch kälterer Winter, doch unsere
Schulgebäude sind einfach krasse Bruchbuden.  Fenster  lassen sich nicht
richtig schließen oder öffnen, gereinigt wird aufgrund von Personalmangel
nur noch alle 3 Tage und die Toiletten sind dauerverstopft. Ein Raum, in dem
wir in Pausen entspannt und vor allem von Lehrer_Innen ungestört abhängen
können,  existiert  nur  in  unseren kühnsten Träumen.  Dabei  gibt  es  nicht
einmal genug Gebäude, um uns alle unterzubringen. So müssen manche von
uns weite Schulwege in Kauf nehmen, mit 32 anderen Schüler_Innen in einer
Klasse sitzen oder haben jahrelang in einem Container Unterricht. Doch der
Herbst wird nicht nur kalt, es rollt auch noch eine neue Coronawelle auf uns
zu.  Man  hätte  ja  aus  den  letzten  Jahren  lernen  können  und  sichere
Belüftungssysteme in die Schulgebäude einbauen können. Stattdessen wurde
das Förderprogramm für Luftfilteranalagen auslaufen gelassen. Also heißt es
wieder:  Fenster  auf,  Erkältung  rein.  Auch  in  diesem  Jahr  nehmen  die
Landesregierungen  in  Kauf,  dass  wir  uns  mit  Corona  anstecken,  unsere
Familien  infizieren,  wieder  tagelang  isoliert  zuhause  sitzen  müssen  und
vielleicht auch noch Folgeschäden mit uns tragen. Einfach weil ihnen der
Ausbau von sicheren Hygienemaßnahmen zu teuer ist. Dazu kommen noch
Tausende  von  uns,  die  sich  bereits  in  den  letzten  Monaten  mit  Corona
infiziert haben und seit dem Long Covid zu kämpfen haben. Für diejenigen



gibt es keine Hilfemaßnahmen, sondern sie haben halt Pech gehabt, wenn sie
sich im Unterricht nicht konzentrieren können, einschlafen und schlechte
Noten schreiben.

Leistungsdruck

Das Schuljahr ging kaum los, schon steht da wieder die Mathelehrerin und
erzählt  uns,  wie schlecht  unser Jahrgang ist  und was wir  alles  aufholen
müssen. So als ob es unsere Schuld wäre, dass wir in einer Pandemie stecken
und sowieso ständig Unterricht ausfällt. Ausbaden müssen es trotzdem wir,
indem  wir  den  gleichen  Unterrichtsstoff,  mit  der  gleichen  Anzahl  von
Klassenarbeiten  in  weniger  Unterrichtszeit  in  immer  volleren  Klassen
durchpauken müssen. Immer mehr von uns müssen das Nicht-Gelernte in
privatem Nachhilfeunterricht nachholen, dabei kann sich das nur leisten, wer
reiche Eltern hat.  Alle Politiker_Innen haben in den Anfangsmonaten der
Pandemie davon geredet,  was die geschlossenen Schulen für eine starke
psychische Belastung für uns Schüler_innen sei. Und ja, ihr habt Recht, es
war  echt  scheiße.  Aber  wo  sind  die  ganzen  Schulpsycholog_Innen  und
Sozialarbeiter_Innen,  die  ihr  uns  versprochen  habt?  Wo  das  Plus  an
Therapieplätzen,  um  über  unsere  Depressionen  und  Angststörungen
sprechen zu können? Anstatt uns zu helfen, wird der Leistungsdruck erhöht.
Das Personal fehlt dabei nicht nur im psychologischen Bereich, sondern in
der ganzen Schule. Der Lehrer_Innenmangel führt sogar weit, dass ganze
Fächer einfach ausfallen und man zum Beispiel in der 9. Klasse einfach mal
ein  paar  Monate  kein  Englisch  hat  oder  die  Sportstunden  von  3  auf  2
eingekürzt werden. Die Willkommensklassen sind voll mit Schüler_Innen aus
der  Ukraine,  aber  es  gibt  nicht  genügend  Lehrkräfte,  damit  sie  auch
vernünftigen Unterricht bekommen. Und Inklusion gibt es auch nur auf dem
Papier,  denn  es  gibt  kein  Personal,  um  diejenigen  von  uns,  die  mehr
Unterstützung beim Lernen bräuchten, aufzufangen.

Inflation betrifft uns auch.

Dass  unser  Bildungssystem diejenigen aus  reichen Familien  belohnt  und
Migrant_Innen-  oder Arbeiter_Innenkids benachteiligt,  ist  kein Geheimnis.
Aber warum redet niemand davon, dass dieser Unterschied noch krasser



wird, wenn die Inflation unsere Eltern noch ärmer macht? Zum Beispiel sind
die Preise für Schulhefte von Juni auf Juli um 13,6 Prozent gestiegen und
sogar das schlechte Mensaessen ist teurer geworden. Auf die Inflation folgt
meistens eine Rezession und Zehntausende verlieren ihre Jobs.  Das wird
auch  uns  in  der  Schule  treffen  und  unsere  Chancen  auf  einen  nicen
Schulabschluss nur noch verringern.

Yallah Klassenkampf!

Wird Zeit, dass wir was tun! Lasst uns mit unseren Mitschüler_Innen über die
Probleme in  unseren Schulen diskutieren und aktiv  werden.  Mit  kleinen
Protestaktionen  im  oder  vor  dem  Schulgebäude  können  wir  auf  die
Missstände  hinweisen  und  Aufmerksamkeit  schaffen.  Lasst  uns
Aktionskomitees  an  unseren  Schulen  gründen,  um  weitere  Aktionen  zu
planen  und  uns  mit  anderen  Schulen  bundesweit  zu  vernetzen.  Die
Gewerkschaft der Lehrer_Innen, die GEW, plant in den kommenden Wochen
Aktionen und Streiks, von denen auch wir Schüler_Innen etwas haben: Ob für
kleinere  Klassen  oder  für  mehr  Lohn  und  damit  weniger  gestresste
Lehrkräfte. Lasst uns mit unseren streikenden Lehrer_Innen solidarisch sein
und  mit  ihnen  gemeinsam  auf  die  Straße  gehen.  Wenn  man  etwas
durchsetzen  will,  sind  Gewerkschaften  eine  praktische  Sache,  deshalb
brauchen wir auch sowas! Und zwar eine basisdemokratisch organisierte
Schüler_Innengewerkschaft,  in  der  wir  unsere  Interessen  gegenüber  den
Landesregierungen  und  den  Lehrerinnenverbänden  deutlich  machen  und
verteidigen können. Dabei müssen wir unsere Forderungen in die Schule
tragen und uns mit den bestehenden Bewegungen auf der Straße, ob gegen
die Inflation, gegen den Klimawandel oder gegen Rassismus verbinden. Denn
allein  in  der  Schule  werden  wir  die  tiefgreifenden  Probleme  des
Bildungssystems  nicht  lösen  können.

Wir fordern:

Stoppt  sofort  alle  geplanten  Sparmaßnahmen  im  Bildungswesen!
Stattdessen brauchen wir eine flächendeckende Modernisierung aller
Schu lgebäude  sowie  ihrer  He izungs - ,  Wasser -  und
Belüftungssysteme. Bezahlt werden soll das von denen, die vom Krieg



und den steigenden Energiepreisen profitieren!
Von Schüler_Innen selbstorganisierte Freiräume, die in den Pausen
für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule!

Lehrmittelfreiheit! Schulbücher, Hefte, Stifte, digitale Endgeräte und
auch das Schulessen müssen kostenlos für alle sein!
Kleinere Klassen und dafür neue Lehrer_Innen, Sozialarbeiter_Innen,
pädagogische  Assistenzkräfte,  Sonderpädagogog_Innen,
Schulpsycholog_Innen, Sozialarbeiter_Innen und auch Personal in der
Verwaltung und Instandhaltung!
Gleiche  Mitbestimmungsrechte  bei  den  Lehrplänen,  dem
Prüfungskalender und beim Unterrichtsstoff durch gewählte Organe
von uns Schüler_Innen!

Interview der  Leipziger  Gruppe
Handala
Wir spiegeln hier ein Interview, das unsere Genoss_innen von der Gruppe
Handala geführt haben.

Du hast dich an der Demo „Jetzt  reicht’s“ des DGB und der Linkspartei
beteiligt. Was war deine
Motivation?

Das Thema der Demo betrifft mich sehr: Ich habe Angst vor der kommenden
Stromrechnung und den
Heizkosten. Seit  ich nach Deutschland gekommen bin,  2015 so wie viele
andere Flüchtlinge aus
Syrien, habe ich versucht einen Job zu finden. Ich musste natürlich erst die
Deutsch- und
Integrationskurse absolvieren, ich hatte anfangs gedacht,  dass ich wie in
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Syrien mit Kindern arbeiten
könnte.  Ich  habe  in  Damaskus  eine  Ausbildung  gemacht  und  in  einem
Soziokulturellen Zentrum für
Kinder in Yarmouk gearbeitet, wo ich aufgewachsen bin und lebte. Schnell
habe ich dann verstanden,
dass  ich  hier  als  unqualifiziert  gelte.  Auf  meine  Bewerbung  zu  einer
Assistenzkraft in KiTas habe ich
nicht  einmal  eine  Antwort  bekommen.  Ich  habe auch versucht  mich  bei
Supermarktketten zu
bewerben, aber auch diese wollten mich nicht. Mein Deutsch ist nicht so gut
und ich trage Kopftuch.
Das geht ja übrigens beinahe allen Flüchtlingen so, dass sie keine gute Arbeit
finden und nicht in dem
Bereich, in dem sie früher gearbeitet haben.
Momox hat mich schließlich genommen. Es ist mein erster Monat bei Momox
und ich weiß noch
nicht,  was  netto  bei  mir  herauskommt.  Da ich  mich gerade erst  an  die
Schichten gewöhnen muss und
an einen veränderten Schlafrhythmus, liege ich häufig wach und denke, ob
der Lohn wohl für die
Heizkosten  reicht?  Also  bin  ich  zur  Demo  gegangen  mit  meiner
palästinensischen  Gruppe,  Handala.
Das klingt vielleicht etwas lustig, aber für mich war es die erste „deutsche“
Demo, also eine Demo,
die nicht von Handala zu Palästina organisiert wurde, sondern von deutschen
Organisationen. Auf
der Demo hielt eine Kollegin von mir, die auch bei Momox arbeitet, eine Rede
auf dem Podium.
Darüber habe ich mich sehr gefreut. Ich habe versucht zu verstehen, was sie
sagt, aber leider konnte
ich mich nicht darauf konzentrieren. Ich hatte ein Schild in der Hand, das die
Organisator:innen der
Demo verärgerte und es kam zu einem lauten Tumult, also habe ich die Rede
verpasst.
Was ist denn genau passiert? Was war der Tumult?



Wir hatten für die Demo ein Pappschild und ein Transparent vorbereitet und
ich hielt das Schild, auf
dem stand: „Gegen jede Besatzung“, daneben war eine Karte Palästinas in
palästinensischen Farben
gemalt. Es kam ein Mann auf mich zu und stellte sich vor mich. Er bedeckte
mit seinem eigenen
Transparent unser Schild. Ich fand das sehr irritierend und versuchte ihm zu
erklären, dass dies
Palästina sei und Israel Palästina besetze. Er sagte: „Nein, das ist Israel“. So
habe ich erst verstanden,
dass er einer von diesen sogenannten deutschen „Antideutschen“ ist, die ich
hier erst durch die
Palästina-Demos kennen gelernt habe. Vorher wusste ich gar nichts davon,
dass in Deutschland
einige vermeintliche Linke für  Israel  sind.  Da ich bereits  sehr  schlechte
Erfahrungen mit diesen Leuten
gemacht habe, dachte ich, dass es bestimmt keinen Sinn macht, mit ihm zu
diskutieren. Das fällt mir
auf Deutsch ohnehin sehr schwer. Es kamen dann aber noch viel mehr Leute,
die sehr hitzig mit
meinen Freund:innen sprachen, die schon länger in Deutschland leben. Ich
habe ehrlich gesagt nicht
viel verstanden. Ich wusste nur, dass sie unsere Teilnahme nicht wollten. Da
ich körperlich eher klein
bin, habe ich unser Schild einem Freund gegeben, der viel größer ist, als ich.
Er ist sehr jung und
kommt aus Gaza. Er ist so neu hier in Deutschland, dass er wirklich wenig
verstanden hat, was um ihn
herum gesagt wurde, aber er hielt das Schild über die Köpfe aller anderen
hinweg in die Höhe. Die
Leute  vom  Bündnis,  mit  denen  wir  als  Handala  auf  der  Demo  waren,
versuchten uns zu schützen vor
diesen Antideutschen. Doch eine Frau von ihnen – von der ich später erfuhr,
dass sie eine wichtige
Person in der Linkspartei ist- nahm ihm das Schild gewaltsam weg. Sie hat es



einfach zerrissen. Ich
habe es nicht glauben können.
Warum reagieren  Leute,  die  sich  als  Linke  verstehen,  so  aggressiv  auf
Handala?
Ich verstehe überhaupt nicht, warum. Wirklich nicht. Ich verstehe es nicht.Es
ging doch um die Palästina-Karte, oder?
Ja, darum ging es. Außerdem wurde uns gesagt – mir musste dies immer von
den anderen
verdolmetscht werden – dass Nationalfahnen auf der Demo nicht erlaubt
seien. Wir sind auch darauf
eingegangen.  Wir  haben  die  Karte  in  palästinensischen  Farben
ausgeschnitten.  Als  die  Frau  von  den
Linken uns das Schild entriss, waren nur die Umrisse der Karte zu erkennen.
Mir wurde von meinen
Freund:innen erklärt, dass die Frau gesagt haben soll, dass wir die Demo für
unsere Sache ausnutzen
würden und dass die Karte antisemitisch sei, weil sie ganz Palästina zeige.
Ich denke, die Frau und diese Antideutschen haben unser Schild überhaupt
nicht verstanden. Und ich
habe wiederum nicht verstanden, wie die Demo den Krieg in der Ukraine
selbst ausgeklammert hat.
Die Energiepreise, die uns so viel Angst bereiten, sind doch eine Folge des
Krieges.
Wenn wir als Palästinenser:innen sagen, dass wir gegen jede Besatzung sind,
dann heißt es doch,
dass  wir  auch gegen die  Besatzung der  Ukraine sind.  Auf  dem anderen
großen Transparent hatten wir
die  Länder  aufgezählt,  die  von  NATO-  Staaten  besetzt  und  bombardiert
wurden und werden;
Afghanistan, Kurdistan, Libyen, Palästina und der Irak. Eine Frau hatte sich
mit einer Israel- Fahne
davorgestellt. Ich war so schockiert. Diese Leute wissen überhaupt nichts.
Was wissen sie nicht?
Naja, zum Beispiel wissen sie nicht, dass es unter uns alten Flüchtlingen und
den neuen Flüchtlingen



aus der Ukraine eine Art von Konkurrenz gibt und dass viel Neid durch die
unterschiedliche
Behandlung  durch  Deutschland  geschürt  wird.  Erst  einmal  wurde  der
Widerstand der ukrainischen
Bevölkerung  gegen  die  russische  Besatzung  als  heldenhaft  dargestellt.
Während  unser  Widerstand  in
Palästina gegen die israelische Besatzung als terroristisch bezeichnet wird.
Dann sagen die Staaten
und  auch  viele  Leute  hier,  die  Israel  unterstützen,  dass  Russland  ganz
schlimm sei. Überall sind hier
Ukraine- Fahnen in Solidarität gezeigt worden. Aber mir wird eine Israel-
Fahne vor mein Transparent
gehalten.
Aber auch die Situation der Flüchtlinge aus der Ukraine ist sehr viel besser
als unsere. Sie können
sofort  arbeiten,  sie  müssen sich nicht  auf  Wartelisten für  eine Wohnung
setzten. Der ganze Umgang
mit ihnen ist ein anderer. Daher ist es doch besonders wichtig zu sagen, dass
wir gegen jede
Besatzung  sind.  Ich  denke,  ich  kann  mich  sehr  gut  in  Ukrainer:innen
einfühlen. Wenn ich sehe wie die
Leute  in  der  Ukraine  bombardiert  werden,  dann weiß  ich,  wie  sich  das
anfühlt. Ich habe die lange
Belagerung  und  Aushungerung  meines  Flüchtlingslagers  Yarmouk  durch
syrische Regierungstruppen
erlebt. Wir waren eingeschlossen, wir hatten kaum etwas zu essen, wir haben
richtig gehungert und
wir wurden dabei aus der Luft mit Raketen beschossen. Der junge Mann von
uns, dem die Frau von
den  Linken  das  Schild  entrissen  hat,  war  zur  gleichen  Zeit,  als  ich  in
Yarmouk die Belagerung und
Bombardierung erlebte, unter dem Bombardement Israels in Gaza. Er hat
insgesamt drei große
Bombardierungen erlebt: 2008/9, 2014 und 2021. Wie in Yarmouk konnten
die Menschen in Gaza



auch nicht fliehen, weil sie eingeschlossen sind. Wer wenn nicht wir, versteht
die Situation der
Ukrainer:innen? – Das ist es vor allem, was sie nicht wissen.
Wie geht es jetzt weiter bei Handala?
Ich denke, wir müssen weiter machen und besonders unsere Community hier
vor Ort gewinnen. Das
ist sehr schwierig, denn wir werden immer angegriffen und beschimpft. Wie
bei vielen anderen
Palästinenser:innen war die Nakba- Kundgebung im Mai letzten Jahres meine
erste Demo- Erfahrung
in  Deutschland.  Einerseits  war  es  ein  sehr  gutes  Gefühl  auf  dem
Augustusplatz  zu  stehen  und  gegen
die  ethnische  Säuberung  von  Sheikh  Jarrah  in  Jerusalem  und  die
Bombardierung  des  Gaza-  Streifens
zu demonstrieren. Aber es war für viele wie mich auch die erste Erfahrung
mit den Antideutschen
und einer Berichterstattung, die uns als antisemitisch diffamierte.  In der
Folge  gab  es  in  Deutschlandeine  Diskussion  über  Abschiebungen  von
„antisemitischen“  Palästinenser:innen.  In  den
arabischsprachigen  Sozialen  Medien  wurde  davor  gewarnt,  sich
Demonstrationen  anzuschließen.
Wenn man Flüchtling ist, gar noch im Asylverfahren, aber auch danach; wenn
man an die
Verlängerung des eigenen Aufenthaltes denkt, dann ist es ohnehin schwierig,
keine Angst zu haben,
politisch aktiv zu werden. Es wird einem manchmal mulmig. Und wenn dann
noch Menschen, die sich
als Linke verstehen, gegen uns sind und uns als Rassist:innen beschimpfen,
dann wird einem noch
mulmiger. Vielen aus der Diaspora macht das besonders viel Angst.
Daher bin ich sehr, sehr froh, dass die Leute und Organisationen unseres
anti- imperialistischen
Bündnisses uns geschützt und sich mit uns solidarisiert haben. Das hat mir
Hoffnung gegeben. Auch,
dass mir später ein Mann geholfen hat, das unzerstörte, große Transparent



während der
Demonstration zu tragen, war sehr schön. Er war auch Ausländer, aber nicht
aus einem arabischen
Land, und er arbeitet auch bei Momox. So war es auch bei der Nakba- Demo
selbst. Es
demonstrierten  sehr  viele  Menschen  aus  vielen  Ländern  –  z.B.  aus
Südamerika  –  mit  uns  mit.  Das
müssen  wir  so  an  unsere  Community  weitergeben:  Die  Internationale
Solidarität  ist  stärker  als  der
Hass der Antideutschen.
Was ist deine Position und die Position von Handala zur Palästina- Frage?
Die Frage klingt so theoretisch. Ich glaube, viele Leute hier in Deutschland
wissen nicht, dass wir,
anders als sie selbst, nicht einfach nach Tel Aviv fliegen können, am Strand
von Jaffa, unter dem sich
ein palästinensisches Massengrab befindet, liegen und unsere ehemaligen
Dörfer und Städte sehen
können.
Die Position unserer Gruppe Handala ist sehr klar: Wir wollen ein Ende der
Siedlerkolonie und
Apartheid. Wir wollen einen einzigen Staat für alle Menschen mit gleichen
Rechten – egal welchen
Hintergrunds,  ob  Einheimische  oder  ehemalige  Siedler:innen  –  und  die
Rückkehr aller
palästinensischen Flüchtlinge, wenn sie dies so wollen.
Ich möchte einfach zurückkehren können nach Palästina. Ich komme aus dem
Dorf Lubya in der Nähe
des  See  Genezareth.  Also  auf  der  „antisemitischen“  Karte,  die  wir
hochgehalten  haben,  ganz  im
Norden gelegen. Es war eines der größten Dörfer in der Umgebung und
hatte beinahe Zweitausend
Einwohner. Über Monate hinweg hat das Dorf Widerstand geleistet gegen die
Golani Brigarde, die
den Befehl hatte, mein Dorf von seinen Einwohner:innen zu säubern, und
dann Teil der israelischen



Armee wurde. Nach dem Fall Nazareths wurden dann auch meine Großeltern
vertrieben. Mein Opa
hat  mir  sehr  viel  von dieser  Zeit  erzählt.  Er  ist  inzwischen in  Yarmouk
gestorben. Und ja, ich möchte
zurückkehren, auch wenn Lubya völlig zerstört wurde. Das ist meine Position
zur Palästina- Frage

Soziale  Proteste  müssen
internationalistisch sein!

Gemeinsame  Stellungnahme  von
REVOLUTION,  Gruppe
ArbeiterInnenmacht, SDAJ, DKP, MLPD,
Zora,  Internationale  Jugend  und
Handala  zu  dem  Angriff  auf
palästinensische  Genoss:innen  in
Leipzig

Was ist passiert?
Am 15.10.22 organisierte das Bündnis „Jetzt reicht’s!“ eine Demonstration
gegen  die  Teuerungen.  Gemeinsam  als  Internationale  Jugend,
Solidaritätsnetzwerk,  ZORA,  Revolution,  GAM  und  der  palästinensischen
Gruppe Handala organisierten wir hierfür einen klassenkämpferischen Block.
Dem  Aufruf  folgten  einige  Palästinenser:innen,  die  die  Krisenpolitik  in

https://onesolutionrevolution.de/soziale-proteste-muessen-internationalistisch-sein/
https://onesolutionrevolution.de/soziale-proteste-muessen-internationalistisch-sein/


Deutschland mit  Antikriegspositionen,  internationaler Solidarität  und dem
eigenen Kampf gegen die Unterdrückung durch den Staat Israel verbanden.
Auf  einem  Pappschild  wurde  das  Ende  der  Besatzung  palästinensischer
Gebiete gefordert und die Landkarte in den Farben Palästinas gezeigt.

Daraufhin wurde der klassenkämpferische Block umzingelt, bedrängt und mit
der Parole: „Kannibalismus gehört zu unsern Riten – esst mehr Antisemiten!“
beschallt,  was  mit  palästinasolidarischen  Parolen  beantwortet  wurde.
Aufgrund der zunehmend aggressiver werdenden Stimmung, stellte sich der
Block schützend um „Handala“ auf. Anschließend erschienen auch mehrere
Polizist:innen, wohl von den Ordner:innen gerufen. Nach kurzer Zeit und
einigen Diskussionen schnitt Handala die Landkarte aus der Pappe heraus
und hielt das angepasste Schild nach oben, inzwischen konform mit dem
„Demokonsens“. Juliane Nagel (Die Linke) reichte das allerdings nicht aus.
„Verpisst euch!“, „Ich hol die Polizei!“, „Ihr nutzt meine Strukturen aus!“
waren  nur  einige  der  von  ihr  getroffenen  Aussagen.  Unsere
Kommunikationspersonen verhielten sich jederzeit deeskalierend und gingen
nicht weiter auf die Aussagen ein.
Dabei blieb es jedoch nicht. Juliane Nagel drang in den Block ein, schubste
Genoss:innen  zur  Seite  und  entriss  dem  palästinensischen  Genossen
gewaltsam die Pappe, mit dem Ziel diese zu zerstören. Teilnehmer:innen des
Blocks wurde außerdem aggressiv und aus nächster Nähe eine Handykamera
vors Gesicht gehalten. Auf die Bitte, das zu unterlassen, argumentierte einer
der  fi lmenden  Personen,  Marco  Dos  Santos,  lediglich  mit  der
„Pressefreiheit“, die dieses Verhalten rechtfertigen würde. Letztlich konnten
wir  durchsetzen,  alle  gemeinsam,  auch  mit  unseren  palästinensischen
Freund:innen,  einen  sichtbaren  und  lautstarken  Block  auf  der  Demo  zu
bilden und gemeinsam gegen Krieg und Krise zu kämpfen.

Das Argument mit dem Demokonsens
Auf der Demonstration gab es den Demokonsens, dass keine Nationalfahnen
gezeigt werden dürfen. Palästina ist jedoch, genauso wie Rojava, kein Staat,
was einen qualitativen Unterschied bedeutet. Es ist ein Unterschied, ob man
die Fahne kapitalistischer Unterdrückerstaaten zeigt oder die Fahnen von



nationalen Freiheitsbewegungen wie in Rojava oder Palästina. Außerdem ist
es nicht verhältnismäßig, einen Demokonsens wegen einer kleinen Pappe mit
solchen  aggressiven  Maßnahmen  durchzusetzen.  Trotzdem  wurden  die
palästinensischen Farben von unseren Genoss:innen zur Deeskalation aus
der Pappe herausgeschnitten. Und siehe da: es wurde weiter aggressiv und
gewaltsam gegen  uns  vorgegangen.  Der  Demokonsens  war  also  nur  ein
vorgeschobenes Argument. Es ging ganz offensichtlich um etwas anderes:
Migrantische, israelkritische Stimmen sollten zum Schweigen gebracht und
sozialer Protest von internationalen Kämpfen künstlich getrennt werden.

„Das Thema hat hier nichts zu suchen!“
Wer internationale Kämpfe, Antikriegskämpfe, antirassistische Kämpfe und
antikoloniale Kämpfe von sozialen Protesten „im eigenen Land“ trennt, hat es
offensichtlich nicht geschafft, die Wirtschaftskrise in einen globalen Kontext
zu setzen. Krise und Krieg hängen unweigerlich miteinander zusammen und
gehören zum kleinen Einmaleins einer linken Analyse, die über die eigenen
Staatsgrenzen hinaus reicht. Das ist genau das, was uns von reaktionären
Krä f ten  untersche ide t ,  d ie  mi t  ih rem  Nat iona l i smus  d ie
Arbeiter:innenbewegung spalten möchten. „Internationalismus“ bedeutet das
Kontextualisieren und Verbinden von verschiedenen globalen Kämpfen der
Ausgebeuteten und Unterdrückten!

Gerade linke Gruppen sind es doch, die Mantra mäßig fordern, die Kämpfe
gegen den Kapitalismus zu verbinden und vor allem auch marginalisierte
Gruppen  miteinzubeziehen!  Die  Geschehnisse  von  Samstag  beweisen
allerdings:  Manche  Organisationen  und  Personen  haben  wohl  keinerlei
Interesse  an  bestimmten  internationalistischen  und  migrantischen
Perspektiven  in  ihrem Aktivismus.  Der  palästinensische  Befreiungskampf
wird  kategorisch  ausgeschlossen  und  zusätzlich  als  „Antisemitismus“
diffamiert. Dadurch werden zum einen migrantische Stimmen unterdrückt
und zum anderen die Bewegung gespalten und geschwächt. Das nützt alleine
der Rechten und dem Kapital!

Anstatt  sich  also  darüber  zu  freuen,  dass  Palästinenser:innen  Teil  der
Bewegung gegen die Krise in Deutschland sein möchten, wird unterstellt,



dass  das  Thema  „Palästina/Israel“  keinen  Bezug  zu  dem  Motto  der
Demonstration gehabt hätte. Dabei sind es gerade die Länder des globalen
Südens, die durch die Ausbeutung und Unterdrückung durch imperialistische
Staaten, wie z.B. Deutschland, von der aktuellen Krise in viel schlimmerem
Ausmaß getroffen werden. Sie haben jedes Recht dagegen aufzubegehren,
auch  und  gerade  in  Deutschland.  Die  Gruppe  „Handala“  hat  auf  ihrer
Instagramseite  eine  genauere  Ausführung  dazu,  was  ihr  Kampf  mit  den
sozialen Protesten auch in Deutschland zu tun hat.

Der  Kampf  der  Palästinenser:innen  und  die
fehlende Solidarität deutscher Linker
Dass  deutsche  Linke  von  palästinensischen  Symboliken  bis  hin  zur
äussersten Aggressivität getriggert werden, ist ein bekanntes Muster und
überrascht uns nicht. Dennoch müssen wir die Heuchelei offenlegen, die die
Ereignisse von vergangenem Samstag zeigen. Die Heuchelei einer deutschen
Linken,  die  am  laufenden  Band  die  internationale  Solidarität  mit
Befreiungskämpfen  verrät  und  diffamiert,  wenn  sie  nicht  in  die  eigenen
Vorstellungen passen. Denn die internationalen Kämpfe im Iran, in Rojava
und in Palästina hängen zusammen und lassen sich nicht von den sozialen
Kämpfen  in  Deutschland  isolieren.  Während  erstere  Kämpfe  von  diesen
Gruppen  ohne  Vorbehalt  unterstützt  werden,  ignorieren  sie  bewusst  die
Besetzung und Unterdrückung Palästinas.

Wir  stehen  zum  palästinensischen
Befreiungskampf!
Für uns internationalistische und antikapitalistische Gruppen in Leipzig ist
dieser Angriff auf unsere palästinensischen Freund:innen nicht akzeptabel!
Wir  werden  auch  in  Zukunft  solidarisch  mit  der  palästinensischen
Befreiungsbewegung bleiben und dafür sorgen, dass deren Kampf in Leipzig
weiterhin präsent ist und mit dem Kampf gegen die Krise des Kapitalismus
verbunden  wird.  Alle  Kräfte,  die  den  ernsthaften  Anspruch  haben
internationalistische Politik zu praktizieren, rufen wir dazu auf, sich mit den
angegriffenen Menschen zu solidarisieren und Stellung zu dem Vorfall zu



beziehen!

Solidarität mit den Hafenstreiks
Vom 9.8.-15.8.22 war Ende Gelände in Hamburg um ein Protestcamp und
Aktionen durchzuführen. Wir finden es wichtig, dass Menschen etwas gegen
die Umweltzerstörung tun wollen und es seit  Jahren Umweltbewegungen
gibt, die Tausende auf die Straße mobilisieren, doch wir haben Kritik an der
Strategie und auch den Aktionen!

Deutschland befindet sich inmitten der höchsten Inflation seit 40 Jahren und
die Auswirkungen treffen die Lohnabhängigen und Unterdrückten sämtlicher
Produktionsstätten.  Ihr  Reallohn  sinkt,  viele  werden  an  den  Rand  des
Existenzminimums und darüber hinaus gedrängt, der Frust steigt.

Es gab in Hamburg und anderen Städten, wie Bremen und Wilhelmshaven in
jüngster  Zeit  Hafenstreiks  mit  tausenden  von  Arbeiter_Innen,  die  den
Hafenbetrieb lahmlegten und sich mit ihren Bossen, der Polizei und Justiz
anlegten  um  für  gerechte  Löhne  und  bessere  Arbeitsbedingungen  zu
kämpfen. Sie haben gezeigt, wenn sie streiken, steht die Produktion still, sie
sind der Hafen, ohne sie geht nichts. Es waren die größten Streiks seit 40
Jahren in den Häfen. Derzeit wird ihnen verboten weiter zu streiken, denn
die Bosse und auch die Regierung haben Angst  vor der Ausweitung des
Streiks, Angst davor ihre Profite und die Macht über die Arbeiter_Innen zu
verlieren. Doch sie wollen weiter kämpfen und brauchen dazu Unterstützung.

Viele  linke  Organisationen  haben  sich  mit  ihnen  solidarisiert,  einige
unterstützten  aktiv  vor  Ort.

Nun mobilisiert  Ende Gelände nach Hamburg, die Stadt wo über 12.000
Hafenarbeiter_Innen gestreikt haben. Sie rufen zu Aktionen gegen fossile
Energien,  LNG Terminals  und  neokoloniale  Ausbeutung  auf.  Gerade  der
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Hamburger Hafen wird dabei als Ort der neokolonialen Ausbeutung benannt.
Wir fragen uns, warum Ende Gelände da nicht die Streikbewegung im Hafen
nutzt?
Es gab lediglich einen Post  auf  Twitter,  wo sich mit  den Arbeiter_Innen
solidarisiert  wurde.  Doch  was  ist  mit  den  anderen  Plattformen?  Ende
Gelände  ist  neben  Fridays  for  Future  eine  der  einflussreichsten
Umweltbewegungen in Deutschland aber nutzt ihre Reichweite nicht. Das
Camp in Hamburg soll ein Ort des Austausches und der Vernetzung sein,
doch auch hier gibt es nirgendwo einen Workshop von Hafenarbeiter_Innen,
wo sich mit den Streikenden vernetzt werden kann.

Wir haben mit den Arbeiter_Innen im Hafen gesprochen, sie sind enttäuscht
von Ende Gelände und haben Bedenken zu den Aktionen. Die Bewegung ist
zwar auf  sie  zu gekommen aber die  Arbeiter_Innen hatten entweder die
Chance  mitzumachen  oder  nicht,  eine  Einbindung  oder  gemeinsame
Perspektive  konnte  so  nicht  geschaffen  werden.  Eine  Blockade ohne die
Arbeiter_Innen bedeutet, dass diese noch mehr Überstunden machen müssen
und die Folgen auf sie abgewälzt werden. Der Streik wird von linken Kräften
angeführt die fortschrittliche Forderungen nicht nur mit der Gewerkschaft
sondern auch mit  Anbindung an linke  Organisationen erkämpfen wollen.
Dabei kämpfen sie nicht nur gegen ihre Bosse, die Regierung und Hetze in
den Medien, sondern auch gegen Rechte Kräfte innerhalb der Betriebe. Es
wäre nötig die Streikbewegung zu unterstützen und im Hafen gegen die
Streikverbote zu mobilisieren, anstatt nur für einen Tag und ein bisschen
mediale  Aufmerksamkeit  die  Arbeiter_Innen  von  linken  Bewegungen
wegzutreiben! Wir haben einen gemeinsamen Feind, die Konzernbosse und
die Regierung, die sowohl die Ausbeutung der Arbeiter_Innen als auch Natur
weiter fortführen wollen! Es wäre nötig sich mit den Arbeiter_Innen über die
Eventaktion hinaus zu vernetzen und dauerhaft zu schauen, wie so ein Hafen
anders  aufgebaut  werden  kann  um  nicht  mehr  der  neokolinialen
umweltschädlichen  kapitalistischen  Produktion  zu  unterliegen!

Wenn wir die Umwelt retten wollen müssen wir erkennen, dass das nur im
gemeinsamen  Kampf  mit  den  Arbeiter_Innen  weltweit  umzusetzen  geht.
Antikapitalistischer Umweltschutz heißt Klassenkampf! Denn Lohnabhängige



und Unterdrückte leiden am meisten unter den Folgen des Klimawandels und
sind  gleichzeitig  diejenigen,  die  die  umweltschädliche  kapitalistische
Produktion  stillegen  und  umwandeln  können.

Die Protestcamps und Workshops, die EG anbietet, könnten viel mehr sein als
Orte der öffentlichen Kundgebung, sie könnten eine Gelegenheit  sein für
offenen  und  gleichberechtigten  Austausch  und  taktische  Absprache  über
gemeinsame  Ziele.  Der  Ort  wo  wir  anfangen  uns  endlich  gemeinsam,
demokratisch  zu  organisieren.  Der  Hafen  wird  vor  allem  durch  seine
Bedeutung  im  Transportsektor  zu  einem  Ort  neokolinialer  und
umweltschädlicher  Ausbeutung,  Forderungen  nach  einer  Energie-und
Verkehrswende  müssen  hier  mit  Arbeitszeitverkürzungen  zu  vollem
Lohnausgleich sowie Enteignung unter Arbeiter_Innenkontrolle einhergehen.
Auch die Hafenarbeiter_Innen wissen um die Problematiken der Umwelt,
denn sie sehen täglich die Ausbeutung von Mensch und Natur.
Wir fordern die Umweltschutzbewegung dazu auf mit den Arbeiter_Innen in
Diskussion zu treten, sie aktiv zu unterstützen und konkrete Forderungen zu
stellen, welche sowohl den Kampf gegen Ausbeutung der Arbeiter_Innen als
auch der Umwelt verbinden.

Für solch einen gemeinsamen Kampf müssen Forderungen wie die folgenden
aufgestellt und diskutiert werden:

Enteignung  der  umweltschädigenden  Konzerne  unter
Arbeiter_Innenkontrolle!Umbau  unnötiger  Industrien  wie  der
Autobranche,  des  Kohlebaus,  der  LNGs  –  Umschulung  statt
Entlassung!
Lohnerhöhung angepasst an die Inflation.
Arbeitszeitverkürzungen zu vollem Lohnausgleich!
Kampf  der  Sozialpartner_Innenschaft  und  Gewerkschaftsführung!
Für kämpferische Gewerkschaften!
Für  ein  uneingeschränkten  Streikrecht,  welches  notfalls
widerrechtlich durchgesetzt wird!

Für eine demokratische Planwirtschaft unter Arbeiter_Innenkontrolle!

Forderungen dieser Art hätten die Chance, endlich eine Brücke zu schlagen



zwischen linkem Umweltakivismus und Fortschritt für die Lohnabhängigen
und Unterdrückten. Die aktuellen Streiks sind eine Chance die wir nicht
einfach  vorüberziehen  lassen  sollten!  Die  Hafenarbeiter_Innen haben die
Schnauze voll, und das zurecht! Jetzt ist es an uns, uns hinter sie zu stellen.
Wir können die Umwelt nur retten, wenn wir uns nicht nur Antikapitalistisch
nennen  sondern  wirklich  einen  Kampf  gegen  das  kapitalistische  System
führen und die kapitalistische Produktionsweise durch eine demokratische
Planwirtschaft ersetzen, die auf die Bedürfnisse von Mensch und Umwelt
ausgelegt ist und nicht auf Profite.

G7-Proteste  –  eine  nüchterne
Bilanz ist nötig
Wilhelm Schulz und Jaqueline Katharina Singh

Olaf  Scholz  und  Co.  feierten  den  G7-Gipfel  der  westlichen  Staats-  und
Regierungschefs  als  harmonische,  geradezu  weltoffene  Veranstaltung  für
Demokratie,  Menschenrechte,  soziale  und ökologische Vorsorge.  Ganz zu
offen war es dann natürlich doch nicht. Knapp 18.000 Polizist:innen wurden
zum Schutz des G7-Gipfels in der Region Werdenfelser Land (Oberbayern)
stationiert.  Es  glich  einem  Belagerungszustand.  Mit  Maschinenpistolen
ausgestattete Polizist:innen standen hinter Nato-Stacheldrahtzäunen, ständig
erfolgten  Polizeikontrollen,  Geschäfte  mussten  für  den Protest  schließen,
Autobahnabsperrungen wurden verfügt. Mindestens 170.000.000 Euro soll
allein der Polizeieinsatz gekostet haben.

Dessen Umfang entspricht dem von 2015, dem letzten G7-Gipfel in Elmau.
Trotz ähnlicher Anzahl erschien die Polizeipräsenz angesichts der schwachen
Mobilisierung stärker.

Allerdings besaß die Präsenz eine größere Akzeptanz in der Öffentlichkeit.
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Schon während der Pandemie wurde polizeiliche Überwachung zunehmend
und weit über deren Bekämpfungsmaßnahmen hinaus verstärkt. Der Krieg in
der Ukraine dient zusätzlich als Rechtfertigung dieses Zustandes, zumal die
Politik von G7 und NATO zu einem „demokratischen“ Eingreifen verklärt
wird.

Eine  verschärftes  Polizeiaufgabengesetz,  ständige  Kontrollen,
Einschränkungen  der  Versammlungsfreiheit  bis  hin  zu  abstrusen
Fahnenregeln,  Flyerverboten,  Angriff  wegen  Verknüpfung  von
Transparenten, Polizeipräsenz bei linken Veranstaltungen im Vorfeld gehören
mittlerweile schon fast zum „Normalzustand“ der deutschen Demokratie, und
zwar nicht nur in Bayern oder bei G7-Gipfeln.

Sicherlich schüchterte die schon im Vorfeld angedrohte massive Repression
Menschen ein und wirkte demobilisierend. Das erklärt aber keineswegs die
enttäuschend geringe Beteiligung an allen Aktionen. Im Folgenden wollen
wir auf einzelne eingehen, um am Ende die Frage zu beantworten, worin die
zentralen Gründe für die schwache Mobilisierung lagen.

Großdemo mit 6.000 Teilnehmer:innen?
Die von den NGOs angekündigte „Großdemo“ mit Start und Ziel auf der
Münchener Theresienwiese blieb am Samstag, den 25. Juni, weit unter den
Erwartungen.  Die  Mehrheit  der  rund 6.000 Teilnehmer:innen wurde von
verschiedenen antikapitalistischen, antiimperialistischen, sozialistischen und
kommunistischen Gruppierungen mobilisiert. Die Masse der NGOs blieb aus.

Dabei hatten diese im Vorfeld die politische Ausrichtung der Demonstration
am 25.  Juni  an  sich  gerissen,  alle  politischen  Parteien  und  radikaleren
Gruppierungen aus dem Träger:innenkreis, der Festlegung des Aufrufes und
auch weitestgehend aus der Mobilisierung zur Demo gedrängt.

Dieses  bürokratische  und  undemokratische  Manöver  hatte  nicht  nur  die
Gesamtmobilisierung erheblich geschwächt und behindert. Der Verzicht auf
eine grundlegende Ablehnung der G7, das Ausweichen vor der Kriegsfrage
und die Anbiederung an die Mächte der Welt, die im Aufruf deutlich wurde,



erwiesen sich als politischer Rohrkrepierer.

Einige der NGOs und Gruppen der sog. Zivilgesellschaft dürften schon im
Vorfeld ihre Mobilisierung faktisch eingestellt haben. Andere wie Fridays For
Future scheinen sich selbst im Spannungsverhältnis zwischen Pressuregroup
der  grünen  Regierungspartei  und  sozialem  Faktor  auf  der  Straße  zu
zerlegen. So konzentrierte sich FFF auf eine Kleinstdemo am Freitag mit
einigen  100  Teilnehmer:innen,  die  unabhängig  von  anderen  Protesten
stattfand,  und  war  kaum  sichtbar  auf  der  Großdemo.

FFF mutierte von einer Streikbewegung zu einer Eventorganisation. Obwohl
es auf dem Papier Unterstützer:in der Gegenproteste war, konnte kaum von
einer öffentlichen Mobilisierung die Rede sein. Bis auf einzelne bekannte
Gesichter am Samstag und eine kleine eigene Aktion am Freitag mit knapp
300 Teilnehmer:innen war  FFF nicht  präsent.  Scheinbar  liegt  der  Fokus
aktuell  auf  einer  Unterstützung  der  Embargos  gegen  den  russischen
Imperialismus,  anstatt  die  eigene  Regierung  und  ihre  zerstörerische
Umweltpolitik  anzugreifen.

Auffällig war nicht nur, dass die NGOs zahlenmäßig gering vertreten waren,
sondern  auch  die  Abwesenheit  anderer  Parteien,  die  sonst  auf  solchen
Protesten anzutreffen waren. Während bei den letzten Gipfelprotesten auch
Teile  der  Grünen und sogar  der  SPD teilnahmen,  so  ist  ihr  Fernbleiben
einfach  durch  die  Einbeziehung  in  die  Ampelkoalition  sowie  die
Unterstützung  deren  Kurses  zu  erklären.  Ähnliches  gilt  auch  für  die
Gewerkschaften. Der sozialpartner:innenschaftlichen Anbindung an die SPD
wurde durch die Pandemie kein Abbruch getan und auch jetzt werden die
Kosten  des  Krieges  auf  dem  Rücken  der  Lohnabhängigen  stumm
mitgetragen. Vereinzelt sah man ver.di- und GEW-Mitglieder aus München,
aber eigene Blöcke oder gar Lautsprecherwagen waren nicht zu finden. Dies
ist  nicht  verwunderlich,  da  diese  bereits  während  der  Vorbereitung  mit
Abwesenheit glänzten.

Die NGOs haben in diesem Jahr die Spaltung der Gegenproteste erreicht. Sie
weigerten sich mit fadenscheinigen Argumenten, gemeinsam mit sämtlichen
Parteien  und  allen  subjektiv  revolutionären  Organisationen  sie  zu



organisieren.  Als  NGOs  dürften  sie  keinen  Widerstand  gegen  den  Staat
organisieren. Solche Argumente tauchen inmitten einer Krise der Linken und
Arbeiter:innenbewegung auf!

Warum galten diese Einwände bei vergangenen Gipfelprotesten nicht? Sie
stellen  nichts  anderes  dar  als  den Versuch,  den Widerstand konform zu
lenken und jene, die nach einer Perspektive gegen und nicht mit den G7
suchen,  ruhigzustellen.  Gesagt,  getan.  Das  Ergebnis  war  ein  doppeltes.
Einerseits  wurde  die  Desorganisation  der  Linken  dadurch  befeuert,
andererseits die Aussicht auf eine größere Mobilisierung bewusst aufs Spiel
gesetzt. Die Entscheidung, dass die G7 zu beraten statt zu bekämpfen sind,
liefert die Erklärung für diese Entwicklung. Die NGOs haben sich so als
Erfüllungsgehilfinnen  einer  gesamtgesellschaftlichen  Entwicklungstendenz
präsentiert. Die „Zivilgesellschaft“, für die sie einzustehen versuchen, stellt
eben nichts weiter als einen Hofstaat jener Klassengesellschaft voller sozialer
Gegensätzlichkeiten  dar.  Ebenjene  ist  es,  die  im  letzten  Jahrzehnt  nach
rechts rückte. Sich in ihrer Mitte zu positionieren, erzwingt die Bekämpfung
oder zumindest das Ausbremsen radikaler Kräfte. Der Fördertropf an dem sie
hängen,  bildet  die  materielle  Hintergrundfolie  einer  ideologischen
Kapitulation.

Wie verliefen die Aktionen?
Während die Hoffnungen im Vorhinein nicht allzu groß waren, so geriet die
Realität mit nur 6.000 Teilnehmer:innen noch bitterer. Als positives Moment
bleibt zu bemerken, dass sich die Demonstrierenden trotz ihrer inhaltlichen
Differenzen gegenüber der Polizeirepression solidarisch verhielten. Als die
Cops  ohne  ernsthaften  Grund  bei  der  Abschlusskundgebung  den
antikapitalistischen Block angriffen, solidarisierten sich die Sprecher:innen
von der Bühne dagegen und riefen die Polizei auf, sich zurückzuziehen. Sie
akzeptierten die Spaltung in „gute“ und „schlechte“ Demonstrierende nicht.

Man würde sich an der Stelle mehr wünschen, aber viel Besseres gibt es
auch nicht zu berichten.

Leider blieben auch die Aktionen in Garmisch selbst deutlich hinter jenen von



2015  zurück.  Dabei  haben  viele  Genoss:innen  und  Aktivist:innen  ihre
gesamte Energie dafür aufgebracht, ein Camp mit geringsten Ressourcen auf
die  Beine  zu  stellen.  Sie  haben  gekocht,  Nachtwachen  afgestellt,  ein
Workshop- und Kulturprogramm organisiert und einiges mehr. Doch leider
blieben Tausende fern. Das Camp trug eher den Charakter eines alpinen
Urlaubsprogramms als einer Koordinationszentrale des Kampfes gegen den
G7-Gipfel. Wenige hundert Menschen übernachteten vor Ort.

Die größte Aktion, die von ihm ausging, war die Demonstration am 26. Juni.
Das Bündnis „Stopp G7 Elmau“ rief dazu auf. Etwa 1.500 Teilnehmer:innen
folgten dem Aufruf. Dominiert wurde die Demonstration von verschiedensten
antiimperialistischen Kräften. Ihre Überrepräsentanz ist dabei nicht in erster
Linie Ausdruck ihrer Stärke, sondern, wie beschrieben, einer allgemeinen
Defensive. Teile der Demonstration wurden von der Polizei durchgehend im
Spalier „begleitet“. Bereits vor Beginn wurde deutlich, dass der Protest zu
nicht viel mehr als einem Ausdruck symbolischen Widerstands gegen den
Gipfel des Kapitals geraten würde.

Noch deutlicher wurde dieser rein symbolische Charakter am Montag, dem
27. Juni. An dem Tag nahmen zusätzlich 50 Personen unter Polizeigeleit an
einer  kleinen Protestkundgebung außerhalb der  Hör-  und Sichtweite  des
Gipfels  statt.  Die  Polizei  führte  erniedrigende  Leibesvisitationen  bei  den
Teilnehmer:innen  durch  und  agierte  dabei  übergriffig,  konfiszierte
Gegenstände wie Marker, die mit Sicherheit keinerlei Bewaffnungen oder
Ähnliches darstellen. Ebenso fand ein Sternmarsch statt. Aufgeteilt auf eine
Wanderroute und Fahrradtour nahmen 100 Teilnehmer:innen den Marsch in
die oberbayrischen Alpen auf.

Linke, Krise Globalisierung
Doch die zahlenmäßig schwachen Proteste gegen den G7-Gipfel sind freilich
nur die  Spitze des Eisbergs.  Unter  dem Wasserspiegel  verbirgt  sich der
desaströse Zustand der Linken und Arbeiter:innenbewegung in der heutigen
Zeit, die enorm zugespitzte proletarische Führungskrise eben.

Dieser wurde mittels Fokussierung auf Eventmobilsierungen wie „Blockupy“,



„Castor schottern“ oder „Tag X“ versucht zu überdecken. Angesichts der
heutigen Lage waren dies reine Heerschauen und Selbstbeweihräucherung
linker Organisationen, die sich in Stärkeposition wähnten. Sie waren reine
Symbolproteste. Aktivist:innen konnten sich an ihren Symbolen stärken oder
scheitern, aber sie erkämpften keine realen Verbesserungen für die Klasse
und  schafften  es  nicht,  inhaltliche  Differenzen  innerhalb  der  Radikalen
Linken  zu  klären.  Vielmehr  formten  diese  Stunts  eine  Fassade,  die  den
Zustand  der  Ratlosigkeit  zu  überdecken  versuchte.  Prominente  Beispiele
dafür bilden Interventionistische Linke und vor allem die Linkspartei.

Über  Jahre  blieben in  der  Deutschen Linken ernsthafte  programmatisch-
strategische  Debatten  zu  den  Aufgaben  gegen  den  vorherrschenden
Rechtsruck, den erstarkenden Nationalismus angesichts des aufkochenden
Kampfes um die Neuaufteilung der Welt und der Krise aus. So wie viele
während der Pandemie darauf hofften, dass diese an ihnen vorbeiginge, ohne
darauf eine politische Antwort geben zu müssen, so flehen andere wiederum,
dass der Krieg um die Neuaufteilung der Welt bald vorbei sein möge.

Fast schon folgerichtig war die Interventionistische Linke auf keiner einzigen
Blockade oder Demonstration als Kraft sichtbar. Die Linkspartei schaffte es,
ihren Krisenparteitag parallel zum Gipfel stattfinden zu lassen und nur in
kleinster Form ihres bayrischen Landesverbandes aufzutreten. Selbst dieser
war ein Schatten seiner selbst.

Während manche Kräfte das Fernbleiben dieser Akteur:innen als Fortschritt
feiern, das den Protest „radikal“ erscheinen lasse, ist die Realität doch eine
andere.  Durch  die  geringe  Mobilisierung droht  der  Gegenprotest,  in  die
Bedeutungslosigkeit zu schwinden und mit ihr die Debatte um den Inhalt.

Für eine Strategie- und Aktionskonferenz
Das Fernbleiben dieser Kräfte ist dabei Resultat ihrer eigenen Schwäche. Die
unzählbaren Krisen, die Veränderung unserer Kampfbedingungen in Zeiten
der Pandemie und Kriegseuphorie zeigen auf, dass die reine Fokussierung
auf einzelne Aspekte reine Feuerwehrpolitik bleibt. Sie weicht der Frage aus,
wie  dieser  Totalität  des  Elends  ein  Ende  gesetzt  werden  kann.  Noch



schlimmer: Sie leugnet deren Notwendigkeit. Somit kam und kommt es zum
Unterordnen  unter  die  jeweiligen  Führungen  der  Bewegungen,  seien  es
bürgerliche Kräfte bei der Umweltbewegung bzw. gegen Rechtsruck oder
ökonomist i sche  Nachtrabpol i t ik  be i  gewerkschaf t l i chen
Auseinandersetzungen.

Damit wurde nicht nur verpasst, Kämpfe erfolgreich zu führen, sondern auch
aus Niederlagen zu lernen.

Angesichts  dieser  schwachen  Mobilisierung  ist  zu  diskutieren,  welche
Aufgaben  sich  Internationalist:innen,  Antiimperialist:innen  und
Antikapitalist:innen in  dieser  Zeitenwende stellen,  um zumindest  größere
Teile der Avantgarde der Arbeiter:innenklasse gegen die Neuorientierung
der  westlichen  Imperialismen  im  Kampf  gegen  die  russischen  und
chinesischen  Widersacher  programmatisch  und  praktisch  in  Stellung  zu
bringen. Es ist Aufgabe der teilnehmenden Organisationen, einen offenen
Austausch um die Kampfperspektive inmitten der Defensive zu führen. Wir
brauchen eine Strategie- und Aktionskonferenz im kommenden Herbst. Wir
richten diesen Appell insbesondere, aber natürlich nicht nur an jene Kräfte,
die an der Demonstration teilgenommen haben: DKP, SDAJ, MLPD, REBELL,
Föderation  klassenkämpferischer  Organisationen,  Zora,  Perspektive
Kommunismus, Atik, Young Struggle, Neue Demokratische Jugend, Partizan,
Atif,  Kuhle  Wampe,  Karawane,  Klasse  gegen  Klasse,  die  Sozialistische
Alternative.


